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(HmbFAnG-DVO)
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I.
Anlass und Zielsetzung

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist ein traditio­
neller Fischereistandort. Früher waren es vor allem 
Elbfischer und eine Hochseeflotte mit Heimathafen 
Finkenwerder, die die Fischerei geprägt haben. Die 
fischereiliche Situation an den Gewässern hat sich ge­
rade in den letzten Jahren massiv verändert. Dabei 
geht der gesellschaftliche Trend weg von der Berufs­
fischerei hin zum Freizeitangeln. Angeln ist überaus 
populär geworden und Anglerinnen und Angler aus 
allen Altersgruppen und ganz Deutschland sowie An­
geltouristinnen und -touristen aus dem Ausland sind 
vielerorts in Hamburg anzutreffen. Dieser Wandel 
bringt neue Anforderungen an die Rechtslage mit 
sich. Die Fischerei in der Freien und Hansestadt Ham­
burg ist zurzeit geregelt durch das Hamburgische 
Fischereigesetz vom 22. Mai 1986, zuletzt geändert 
am 4. Dezember 2007 und die Verordnung zur Durch­
führung des Hamburgischen Fischereigesetzes vom 
3. Juni 1986, zuletzt geändert am 4. Dezember 2007. 

In dem beigefügten neuen Gesetzestext sind zahl­
reiche neuere Forschungsergebnisse aus dem Be­
reich Fischerei und des Freizeitangelns eingeflossen. 

Weiterhin sind EU-rechtliche Vorgaben umgesetzt, 
insbesondere zum Schutz des europäischen Aals.

Durch die Anerkennung des Freizeitangelns als 
heute sozioökonomisch bedeutendste Art der Fische­
rei ist eine entsprechende Namensanpassung des Ge­
setzes folgerichtig.

Wesentliche Neuerungen sind:

–	 Erhalt der in Hamburg verbliebenen traditionellen 
Berufsfischerei durch eine klare Abgrenzung zwi­
schen Berufsfischerei, Nebenerwerbsfischerei und 
Bedarfsfischerei.

–	 Stützung und Erhalt von Fischbeständen unter Be­
rücksichtigung von Artenvielfalt und Gewässer­
schutz durch moderne Hegeinstrumente, insbe­
sondere das Entnahmefenster und die Anpassung 
der Schonzeiten an aktuelle klimatische Gegeben­
heiten bei zusätzlicher Flexibilität für Angelvereine 
durch Ausnahmemöglichkeiten.

–	 Erhalt der Institution der freien Gewässer aller­
dings unter Beteiligung von Nutzerinnen und Nut­
zern der Gewässer aus anderen Bundesländern 
durch Entrichtung einer Fischereiabgabe.
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–	 Einzelregelungen zum Schutz der Fische und 
Fischbestände, z.B. Hälterungsverbot, Unterfang­
kescherpflicht, Tagesfanghöchstbegrenzungen, 
Fluchtfenster in Reusen, Stellnetzverbot in Schon­
zeiten.

–	 Regulierung von professionellen Angel-Guides.
–	 Schaffung neuer Tatbestände für Bußgelder.
–	 Erweiterung der Verwendung der Fischereiab­

gabe.
–	 Erweiterung der Kompetenzen der Fischereiauf­

sicht.

II.
Ergebnis der Anhörung der Verbände 

und Kammern

Sämtliche in Hamburg anerkannten Naturschutz­
vereinigungen können durch das neue Hmb-FAnG 
und die HmbFAnG-DVO in ihrem satzungsmäßigen 

Aufgabenbereich oder ihren gesetzlichen Aufgaben 
berührt werden (§ 21 Absatz 2 Hamburgisches Gesetz 
zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes, 
[HmbBNatSchAG]). Ihnen wurde deshalb die Gele­
genheit zur Stellungnahme ebenso gegeben wie der 
Handelskammer Hamburg, der Handwerkskammer 
Hamburg und der Landwirtschaftskammer Hamburg, 
welchen nach § 23 HmbBNatSchAG bei der Vorberei­
tung von Gesetzen, die die Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege erheblich berühren, 
ebenfalls die Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben ist.

Rückmeldungen mit Anregungen sind vom Angel­
sport-Verband Hamburg e.V., dem Naturschutzbund 
Hamburg e.V. (NABU) und dem Verein Schlickfall ein­
gegangen. Die Einwendungen und Anregungen sowie 
die entsprechenden Abwägungsgründe werden im 
Folgenden dargestellt. 
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Angelsportverband Hamburg e.V. 

Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

§ 1 Zielsetzung 

Absatz (1) 

Der Angelsport Verband Hamburg e.V. (ASV) empfiehlt den 
zweiten Satzteil, „unter besonderer Berücksichtigung gewäs-
ser-, natur- und tierschutzrechtlicher Belange.“ zu streichen. 
Da die entsprechenden Bundesgesetze über dem Landesge-
setz stehen, ist dieser Zusatz obsolet. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die Zielsetzung beschreibt alle relevanten Er-
wägungen, die das Hamburgische Fischerei- 
und Angelgesetz prägen. Im Übrigen existiert 
auf dem Gebiet der Fischerei ein vergleichba-
res Bundesgesetz nicht, auf welches Bezug 
genommen werden könnte. 

Absatz (2)  

„Dieses Gesetz soll der Stärkung der kommerziellen Fische-
rei dienen.“ Der ASV empfiehlt, den Satz wie folgt umzu-
schreiben: Dieses Gesetz soll der nachhaltigen kommerziel-
len Fischerei und der Angelfischerei gleichermaßen dienen. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Sowohl die Bedeutung der Angelfischerei als 
auch die Nachhaltigkeit werden im folgenden 
Satz genannt. Die in diesem Absatz dargeleg-
ten Ziele werden weder in ihrem Rang noch in 
ihrer Bedeutung unterschiedlich bewertet. 

Absatz (3) 

„sie in ihrer Vielfalt zu erhalten und zu entwickeln.“ Der ASV 
wünscht, den Zusatz „positiv“ vor zu entwickeln einzufügen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

Absatz (14)  

Der ASV empfiehlt, den Begriff Angelsportverband durch an-
erkannte Fischereiverbände zu ersetzen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

§ 2 Begriffsbestimmung 

1. „Fische sind im Wasser lebende Wirbeltiere, die durch Kie-
men atmen, einschließlich deren Laich, Neunaugen ein-
schließlich deren Larven, sowie Wollhandkrabben.“ 

Die gewählte Begriffsbestimmung ist aus Sicht des ASV un-
zureichend. Es gibt eine größere Anzahl gebietsfremder 
Krebs- und Muschelarten in Hamburg, die bei der bestehen-
den Formulierung nicht berücksichtigt werden. So ist bei-
spielsweise die Entnahme von amerikanischen Kamber- und 
Signalkrebsen in einigen Gewässern durchaus sinnvoll zur 
Erreichung von Hegezielen. Um hier eine Rechtssicherheit zu 
erreichen, sollten diese gebietsfremden und zum Teil invasi-
ven Arten in die Begriffsbestimmung mit einbezogen werden.

 

 

 

 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Der Umgang mit invasiven Arten wird nicht im 
Fischereirecht geregelt, sondern in den ent-
sprechenden EU-Verordnungen, dem Bun-
desnaturschutzgesetz und den Management-
maßnahmen-Blättern zu den jeweiligen invasi-
ven Arten nach der Unions-Liste. Ob invasive 
Arten gefangen oder gefischt werden dürfen, 
ist also unabhängig von den Begriffsbestim-
mungen des HmbFAnG. Lediglich die Woll-
handkrabbe wurde hier auf Grund der enormen 
Verbreitung in Hamburg und der möglichen 
kommerziellen Befischung explizit genannt. 
Andere Krebs- und Muschelarten, auf die diese 
Voraussetzungen nicht zutreffen, werden in der 
Artenschutzliste dieses Gesetzes deshalb ge-
strichen. Die Gesetzesbegründung wird in die-
sem Sinne konkretisiert. 
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Angelsportverband Hamburg e.V. 

Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

8. „Hegepflicht ist die Pflicht zum Erhalt oder zur Verbesse-
rung eines der Größe und Beschaffenheit des Gewässers 
entsprechenden gesunden heimischen Fischartenbestands 
primär orientiert an der Referenzzönose gemäß europäischer 
Wasserrahmenrichtlinie. Die freien Gewässer sind von der 
Hegepflicht ausgenommen.“  

In der Begriffsbestimmung zu Nr. 8 steht als Begründung: 
„Referenz-Fischzönosen sind für alle in Hamburg nach den 
Vorgaben der EG-WRRL zu bewertenden Gewässer bzw. 
Gewässerabschnitte aufgestellt worden. … Bei Gewässern, 
für die bisher keine Referenz erstellt wurde, kann in Abstim-
mung mit der Behörde für Umwelt und Energie festzulegen, 
von welchem Referenzzustand auszugehen ist. … Besatz mit 
fischereilichem Nutzen, insbesondere Karpfen ist nicht grund-
sätzlich ausgeschlossen, aber nur unter den genannten Maß-
gaben zulässig.“  

Die Koppelung der Hegepflicht an die Referenz-Fischzönose 
nach WRRL ist für den ASV fachlich nicht nachvollziehbar 
und praktisch für viele Angelvereine nicht umsetzbar. Hier 
wird vollständig ignoriert, dass ein Großteil der von Angelver-
einen bewirtschafteten Gewässer eben nicht unter die be-
richtspflichtigen Gewässer der WRRL fällt, da es sich über-
wiegend um Stillgewässer unter 50 ha handelt. Für diese Ge-
wässer wurden bisher keine Referenzzönosen aufgestellt. 
Die Fachbehörde für Fischerei in Hamburg (BWVI) empfiehlt 
nun, dass Besatzmaßnahmen mit der Behörde für Umwelt 
und Energie abgestimmt werden können. In diesem Fall be-
steht Grund zu der Annahme, dass bestehende Referenz-
zönosen etwa von Fließgewässern auch auf Regenrückhal-
tebecken und ehemalige Teichwirtschaften angewandt wer-
den, ohne die individuellen Gegebenheiten der Gewässer zu 
berücksichtigen. Darüber hinaus erscheint es paradox, dass 
einerseits kleine Angelvereine ihre Hegeziele auch in nicht 
WRRL pflichtigen Gewässern nach eben dieser Zielsetzung 
betreiben sollen und andererseits die Hansestadt Hamburg 
einen Großteil der Gewässer Hamburgs als erheblich verän-
dert bzw. künstlich eingestuft hat und es deshalb genügt, das 
gute ökologische Potenzial anstatt des guten ökologischen 
Zustands zu erreichen.  

Darüber hinaus kann diese Maßgabe zu einer bedeutenden 
Einschränkung beim Besatz mit Karpfen führen. Soweit uns 

Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 

Grundsätzlich unterliegen alle Gewässer der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (EG-
WRRL). Allerdings besteht nicht für alle Ge-
wässer eine Berichtspflicht. Für Gewässer, für 
die es bisher keine Referenzzönose gibt, kann 
eine Beratung durch die für die EG-WRRL zu-
ständige Fachbehörde (Behörde für Umwelt 
und Energie) in Anspruch genommen werden. 
Eine Pflicht besteht nicht. 

Ein Besatz mit Karpfen ist auch nach diesem 
Gesetz möglich, da Besatz mit fischereilichem 
Nutzen ausdrücklich gestattet ist, sofern dieser 
im Rahmen der guten fachlichen Praxis durch-
geführt wird. Gleichwohl wird zur Klarstellung 
des Sachverhaltes die entsprechende Formu-
lierung in der Gesetzesbegründung genauer 
gefasst. 



5

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 21. Wahlperiode Drucksache 21/16498

Angelsportverband Hamburg e.V. 

Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

bekannt ist, wurde der Karpfen bisher in keine Referenz-
zönose aufgenommen, obwohl Karpfen nachweislich in Ham-
burg seit Jahrhunderten besetzt und fischereilich genutzt wer-
den. Der Karpfen ist nach wie vor einer der beliebtesten Ziel-
fische der Angler und hat auch gerade in Hamburg eine sehr 
große Fangemeinde. Ein Besatzverbot für Karpfen wäre ver-
mutlich das Ende für viele Hamburger Angelvereine. Die Mit-
glieder der Vereine würden in die benachbarten Bundeslän-
der abwandern, um dort ihren Lieblingsfisch fangen zu kön-
nen.  

Der ASV schlägt vor, den Punkt wie folgt zu ändern und beruft 
sich dabei auf § 40 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
vom 27.9.2009 zuletzt geändert am 15.9.2017. Demnach ist 
es nur zulässig, Tiere, die dem Fischereirecht unterliegen, so-
wie in dem betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 
100 Jahren vorkamen oder vorkommen, anzusiedeln.  

8. Hegeplicht ist die Pflicht zur Erhaltung oder zur Verbesse-
rung eines der Größe und Beschaffenheit des Gewässers 
entsprechenden gesunden heimischen Fischartenbestands.  

§ 5 Ausübung des Fischereirechts 

Der ASV empfiehlt eine Änderung im letzten Satz: „Das An-
geln kann verboten werden“ statt „ist verboten“. Dadurch ist 
klargestellt, dass es dazu eines behördlichen Abwägungsvor-
ganges bedarf und ein Verbot nicht einfach proklamiert wer-
den kann. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die angesprochene Regelung erfasst kein An-
gelverbot, welches im Rahmen einer Ermes-
sensentscheidung durch eine Behörde ausge-
sprochen oder aufgehoben werden kann, son-
dern benennt ein generell geltendes Verbot, 
welches an Brücken der genannten Art das An-
geln mit Rücksicht auf Mensch und Tier unter-
sagt.  

§ 7 Fischereipacht, Fischereierlaubnis 

Absatz (1) 

Der Letzte Satz des ersten Absatzes, „Eine Unterverpach-
tung ist unzulässig“ ist zu überarbeiten. 

Vereine mit Pachtstrecken beispielsweise an der Elbe, ver-
pachten ihren Strecken zum Teil an Fischer unter. Diese Ein-
nahmen sind für die Vereine gerade im Hinblick auf die in den 
letzten Jahren massiv gestiegenen Pachtkosten essenziell 
für den Erhalt der Pachtstrecke und das Weiterbestehen der 
Vereine wichtig. Es ist somit sicherzustellen, dass die Ver-
pachtung der Fischereierlaubnis an Dritte zulässig ist. 

 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die Weitergabe der Fischereiausübungsbe-
rechtigung bleibt wie bisher praktiziert möglich. 
Diese Weitergabe ist keine Unterverpachtung 
im Sinne des Gesetzes. Mit dieser Vorschrift 
wird die Delegation der Hegepflicht, die Teil der 
Pacht des Fischereirechts ist, auf Dritte unter-
sagt.  
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Angelsportverband Hamburg e.V. 

Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

Absatz (2) 

Sollte um den Passus: „Fischereipachtverträge sind auf 12 
Jahre abzuschließen“ ergänzt werden. Für eine nachhaltige 
Bewirtschaftung von Fischgewässern nach der „guten fachli-
chen Praxis“, brauchen die Bewirtschafter, welche in Ham-
burg in aller Regel Angelvereine sind, eine ausreichende Pla-
nungssicherheit. Diese ist nur bei entsprechender Vertrags-
laufzeit zu erreichen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

§ 11 Angelprüfung 

Der Begriff Angelprüfung sollte in Fischerprüfung geändert 
werden. Die Einführung neuer Bezeichnungen für beste-
hende und akzeptierte Begriffe führt zu Verwirrung und Un-
verständnis bei den Anglern bzw. neuen Fischereischeinan-
wärtern. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Es handelt sich bei der Prüfung um eine Prü-
fung für Anglerinnen und Angler und nicht für 
Fischerinnen und Fischer. Der Begriff verdeut-
licht, dass für die Ausübung der Berufsfischerei 
das erfolgreiche Bestehen einer Angelprüfung 
nicht ausreichend ist.  

§ 15 Verbote zum Schutz der Fische 

Absatz (2) 

„Zur Tötung bestimmte Fische sind sofort zu töten. Das Häl-
tern von Fischen ist mit Ausnahme der Hamenfischerei ver-
boten. Ferner ist verboten, den Fischfang mit lebenden Kö-
derfischen oder anderen Wirbeltieren sowie wildlebenden In-
sekten auszuführen.“ 

Obenstehender Absatz wird vom ASV in dieser Form abge-
lehnt und sollte wie folgt geändert werden. Zur Tötung be-
stimmte Fische sind sofort zu töten. Ferner ist es verboten, 
den Fischfang mit lebenden Köderfischen oder anderen Wir-
beltieren auszuführen. 

Das Hältern von Fischen kann, solange es tierschutzgerecht 
erfolgt, ein Hilfsmittel bei der nachhaltigen und sinnvollen Be-
wirtschaftung eines Gewässers sein. Darüber hinaus sollte 
deutlich herausgestellt werden, dass sowohl Maden als auch 
Würmer nicht zu den wildlebenden Insekten zählen. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

§ 17 Fischereiliche Veranstaltungen 

Der ASV hält es für fragwürdig, dass Teilnehmer von fische-
reilichen Veranstaltungen vorher schriftlich zusichern müs-
sen, dass sie aus vernünftigem Grund fischen werden. Das 
ist nach unserer Ansicht ein Verstoß gegen das Verbot der 
Übermaßregelung. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die Durchführung fischereilicher Veranstaltun-
gen, wie z.B. das Streetfishing-Hamburg Event 
hat ökonomische und soziale Relevanz. Um 
diese Veranstaltungen nicht nur fischereirecht-
lich korrekt, sondern auch tierschutzgerecht 
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Angelsportverband Hamburg e.V. 

Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

durchführen zu können, wurden entspre-
chende Pflichten eingeführt. Diese führen 
dazu, dass in der Praxis im Vorfeld und nach 
Veranstaltungen juristische Auseinanderset-
zungen vermieden werden können, die es 
ohne diese Regelung in der Vergangenheit ge-
geben hat. 

§ 20 Mitführen von Fanggeräten 

Der Begriff „gebrauchsfertige Fanggeräte“ sollte genauer de-
finiert werden, beispielsweise als Angelrute mit Anbissstelle. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die Formulierung „gebrauchsfertige Fangge-
räte“ ist hinreichend bestimmt. Zur Vermeidung 
von Umgehungstatbeständen wird der Rechts-
begriff nicht weiter konkretisiert.  

§ 21 Ermächtigungen 

Die Punkte 9, 11, 12 sind vollständig zu streichen. Zu Punkt 
9: Die Pflicht zur Anzeige von statistischen Fangaufzeichnun-
gen und Besatzmaßnahmen bei der zuständigen Behörde 
führt zu einem erhöhten Mehraufwand bei den Angelvereinen 
und kann darüber hinaus nicht nachvollzogen werden, da die 
Fachbehörde selbst keine Aufzeichnungen über Hamburgs 
größte und am meisten befischte Angelgewässer führt. 

Zu Punkt 11: Der ASV lehnt eine pauschale Tageshöchst-
fanggrenze ab. Begründung siehe § 7 der Durchführungsver-
ordnung 

Zu Punkt 12: Der ASV lehnt die Bemächtigung des Senates 
zu Einschränkungen der Bootsangelei ab, da diese rein will-
kürlich erfolgen kann. Sollte dieser Punkt in veränderter Form 
im Gesetz verbleiben, sollte eine Einschränkung auf die 
freien Gewässer erfolgen. 

Die Anregungen werden teilweise berücksich-
tigt. 

§ 21 Ziffer 9 benennt die notwendige Ermächti-
gung zur Umsetzung der EU-Aal Verordnung. 
Im Übrigen entspricht diese Regelung der ent-
sprechenden Ermächtigung im geltenden 
Hamburgischen Fischereigesetz. 

An der Ermächtigung § 21 Ziffer 11 wird fest-
gehalten. Zur Begründung siehe Abwägung zu 
§ 7 DVO.  

Die Anregung zu § 21 Ziffer 12 wird berücksich-
tigt. Die Ermächtigung wird sich nur auf Freie 
Gewässer beziehen. 
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Zur Verordnung zur Durchführung 
des Hamburgischen Fischerei- und 
Angelgesetzes (HmbFAnG-DVO) 

 

§1 Fischereiabgabe 

Zu Absatz (1) 

Eine Fischereiabgabe von 20 Euro je Kalenderjahr für Angle-
rinnen und Angler entspricht einer Erhöhung um 400% von 
der aktuellen Fischereiabgabe von 5 Euro jährlich. Die Be-
gründung, dass die Abgabe seit Einführung nicht angepasst 
worden ist, kann jetzt nicht dazu dienen, eine Erhöhung in 
dieses Ausmaß zu verlangen. Im Vergleich mit anderen Bun-
desländern läge Hamburg deutlich über der Fischereiabgabe 
anderer Bundesländer. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

Die Höhe der Fischereiabgabe wurde auf
10 Euro festgelegt. 

Zu Absatz (2) 

Die Gebühr von 50 Euro für Bedarfsfischer ist nach unserer 
Meinung viel zu gering, besonders vor dem Hintergrund, dass 
diese Fischer nicht an Tageshöchst-Fangmengen gebunden 
sind, die für Angler gelten sollen. Auch die Gebühr für Neben-
erwerbsfischer von 300 Euro ist fragwürdig niedrig. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Die Fischereiabgabe ist vor dem Hintergrund 
der Ertragssituation gerechtfertigt. 

§ 3 Durchführung der Prüfung, Prüfungszeugnis 

Zu Punkt (2) 

Punkt (2) muss heißen: Über das Bestehen der Prüfung wird 
dem Prüfling eine von der Prüfungskommission unterzeich-
nete Urkunde ausgehändigt. 

Zu Punkt (3) 

Punkt (3), Satz 2 muss heißen: Sie oder Er bekommt einen 
schriftlichen Bescheid mit Rechtsmittelbelehrung ausgehän-
digt. 

Zu Punkt (4) 

Punkt (4) muss heißen: Über die Prüfung ist ein Prüfungspro-
tokoll mit dem Ergebnis der Prüfung zu erstellen. Sie ist von 
allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen, in das Prüfungsarchiv zu nehmen und mindestens
5 Jahre aufzubewahren. 

 

Die Anregungen werden berücksichtigt. 

 

§ 4 Fischereigerät 

Zu Absatz (3) 

„Das Fischen mit Schleppangeln und Senken ist Anglerinnen 
und Angler untersagt.“ Als Begründung wird aufgeführt, dass 
es während der Stint-Saison vermehrt zu Massenfängen von 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Dem Vorschlag zur Verwendung einer Senke 
wird insofern gefolgt, als dass diese bis zu ei-
ner Maximalgröße von 1 qm zugelassen wird.  
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Zur Verordnung zur Durchführung 
des Hamburgischen Fischerei- und 
Angelgesetzes (HmbFAnG-DVO) 

 

Stinten mit Senken gekommen sei. Hier wird vom Gesetzge-
ber eine äußerst schonende Fangmethode verboten, weil ein-
zelne sie missbräuchlich und nicht waidgerecht eingesetzt 
haben. In der Regel wird die Senke von Anglerinnen und Ang-
lern verwendet, um Köderfische für die Raubfischangelei zu 
fangen. Die Senke bietet hier den Vorteil, dass Fische beim 
Fang nicht verletzt werden und geschonte Arten bzw. unter-
maßige Fische wohlbehalten wieder zurückgesetzt werden 
können. Ein Zusatz, dass die Senke nur zum Köderfischfang 
benutzt werden darf, würde den Einsatz klären und das Sen-
ken als Angelmethode verbieten. 

Weiterhin heißt es, dass nur noch gummierte Netze und eine 
Abhakmatte bei der Fischerei verwendet werden. Für die Ver-
wendung von gummierten Netzen spricht die Annahme, dass 
diese schonender für die Fische seien als normale Netze, al-
lerdings ist uns hierzu bislang keine Studie bekannt, die dies 
beweist. Sollte dieser Absatz im Gesetz übernommen wer-
den, so plädieren wir dafür die vorgesehene Übergangsfrist 
von zwei Jahren auf mindestens drei Jahre zu verlängern. Die 
Pflicht zur Nutzung einer Abhakmatte kann von uns nicht 
nachvollzogen werde, da diese nur für bestimmte Fangme-
thoden, bzw. Fischgrößen sinnvoll erscheint. Die gesetzliche 
Verpflichtung zwingt nun die Angler einen solchen Gegen-
stand in jedem Fall mitzuführen. Wir bitten daher mindestens 
um Überarbeitung der vorgesehen Regelung. Sollte keine 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Angelmethoden 
möglich sein, ist dieser Absatz zu streichen. 

Wissenschaftlich unstrittig ist, dass Verletzun-
gen der Schleimhaut von Fischen zu Infektio-
nen und letztendlich zum Tode führen können. 
Die neue Regelung zum Einsatz von gummier-
ten Keschernetzen und von Abhakmatten dient 
somit der Verbesserung des Tierschutzes. Die 
Anregung zur Änderung der Übergangsfrist auf 
drei Jahre wird aus Tierschutzgründen abge-
lehnt. 

Die Verwendung einer Abhakmatte ist in der 
Mehrzahl der Fälle notwendig, um ein scho-
nenderes Zurücksetzen von Fischen zu ge-
währleisten. Es wird daher zum Schutz des ein-
zelnen Fisches an ihrer Einführung festgehal-
ten. Lediglich für das Fliegenfischen wird eine 
Ausnahme eingeführt, sofern Fische im Was-
ser abgehakt werden, da dabei in der Praxis die 
Fische im Wasser abgehakt werden. Die Flie-
genfischerei setzt grundsätzlich nur sehr wenig 
Ausrüstung am Wasser ein, so dass eine Ab-
hakmatte ein erhebliches Hemmnis darstellen 
würde, welches in keinem vertretbaren Verhält-
nis zu dem erwarteten Zweck der Regelung 
steht.  

Zu Absatz (7) 

Die 100 m Abstand, die Angler von Fischereigeräten einzu-
halten haben, so sie denn überhaupt als solche zu erkennen 
sind, stellt eine übermäßige Benachteiligung von Anglern dar. 
Jeder Hobby- und Berufsfischer kann so dauerhaft beste An-
gelplätze blockieren. Reichen dort 50 m nicht aus? 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 

Mit dem neuen Gesetz wird die maximale 
Länge von Netzen und Reusen auf 50 Meter 
reduziert. Um Konflikte zwischen Anglern und 
Fischern zu vermeiden, ist der Sicherheits-
abstand von 100 Metern erforderlich. 

Zu Absatz (8) 

„… ist auch das Abfischen mit Netzen erlaubt, soweit…“. Hier 
sollte der Satz dahingehend geändert werden, dass unter Be-
achtung der „guten fachlichen Praxis“ alle üblichen Fisch-
fanggeräte wie z.B. Reusen, Krebskörbe etc. eingesetzt wer-
den können. 

 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
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§ 6 Artenschutz 

10. Lachs (Salmo salar) 

Dieser Punkt sollte um den Zusatz: „Dies gilt nicht für Lachse 
in Gewässern, in die sie als Besatz eingebracht worden sind“ 
ergänzt werden. Dies entspricht der Regelung des bisherigen 
Fischereigesetzes und trägt dem Engagement vieler Angel-
vereine Rechnung. Denn die meisten Wiederansiedlungspro-
jekte dieser Art wurden und werden von Angelvereinen meist 
ehrenamtlich und mit eigenem finanziellen Aufwand durchge-
führt. Sollte sich der Zustand Hamburgs Gewässer zukünftig 
soweit verbessern, dass es möglich ist, den Lachs auch in 
der Hansestadt wieder anzusiedeln, so würde die Weiterfüh-
rung der bisherigen Regelung auch die Angelvereine in Ham-
burg motivieren, Projekte zur Wiederansiedelung des Lach-
ses zu initiieren. 

18. Schnäpel (Coregonus spp.) 

Dieser Punkt sollte präzisiert werden, da Coregonus spp. 
keine Art, sondern eine Gattung benennt. Hier wird das 
Schutzziel nicht deutlich. Der ASV empfiehlt daher den Punkt 
durch folgende Arten zu ersetzen.  

- Nordseeschnäpel (Coregonus oxyrhynchus) 

- Ostseeschnäpel (Coregonus maraena) 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Nach aktuellem Stand gibt es kein Wieder-
ansiedlungsprojekt von Lachsen in Hamburg. 
Es ist auch in unmittelbarer Zukunft nicht mit 
einem solchen Projekt zu rechnen. Da der Ar-
tenschutz in der Durchführungsverordnung ge-
regelt ist, kann, bei Änderung der Sachlage 
und soweit erforderlich, eine entsprechende 
Anpassung erfolgen. 

Die Anregung zur Präzisierung des Artbegriffes 
beim Schnäpel wird berücksichtigt. 

§ 7 inkl. Anlage 1 Entnahmefenster und Tageshöchst-
fangmenge 

Zu Absatz (1) „Die in Anlage 1 angegebenen Tageshöchst-
fangmenge gilt nur für Anglerinnen und Angler.“ 

Der ASV lehnt die Tageshöchstfangmenge mit folgender Be-
gründung ab. Die Einführung des Entnahmefensters stellt für 
die Anglerinnen und Angler schon ein restriktiveres Hegein-
strument dar, im Vergleich mit dem zuvor angewendeten Min-
destmaß. Das Entnahmefenster soll in Gewässern mit hohem 
fischereilichem Druck zu höheren Erträgen und einem natür-
licheren Altersaufbau führen als das bisher angewendete 
Mindestmaß. 

Ein weiterer Punkt ist, dass die Tageshöchstfangmenge NUR 
für Anglerinnen und Angler gelten soll. Die Berufsfischerei 
aber hat keine Quote für diese Fischarten. Hier wird die wirt-
schaftlich eher unbedeutende Berufsfischerei zu Lasten der 
Anglerschaft und der Angelindustrie, welche in Hamburg be-
deutend größer ist, gefördert. Ginge es um den Schutz der 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Ein Verzicht auf die Tageshöchstfangbegren-
zung für die Freien Gewässer kommt auf 
Grund des vorherrschenden und nicht steuer-
baren Angeldrucks nicht in Frage.  

Die Berufsfischerinnen und Berufsfischer wur-
den von der Tageshöchstfangmengenbegren-
zung ausgenommen, da diese einem Berufs-
verbot gleich käme. Gegenüber den bisherigen 
gesetzlichen Regelungen wurde mit Einfüh-
rung des Tatbestandes der Neben- und Be-
darfsfischerei die Wirkung der Ausnahmerege-
lung stark eingegrenzt, da durch die Einschrän-
kung des Fischereigerätes (z.B. keine Stell-
netze für Bedarfsfischerinnen und -fischer) die 
mutmaßliche Höchstfangmenge pro Tag und 
Fischenden deutlich gesenkt wurde.  
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Fische, so wäre von allen ein Beitrag zu leisten. Darüber er-
scheint es aus fachlicher Sicht äußerst fragwürdig, Tages-
fangbegrenzungen uneingeschränkt in die Durchführungs-
verordnung zu schreiben. Die Gewässer und Fischbestände 
sind viel zu individuell, als dass eine nachhaltige Nutzung in 
allen Gewässern über eine Tagesfangbegrenzung möglich 
wäre. Angelvereine würden durch diese Vorgabe sehr in ihrer 
Hegepflicht eingeschränkt. So gibt es durchaus Gewässer, in 
denen die Entnahme von Hechten aus Hegeerwägungen von 
den Vereinen vorgeschrieben ist. Die Einführung der Tages-
fangbegrenzung würde somit weder der individuellen Hege 
der Gewässer noch der guten fachlichen Praxis zur Bewirt-
schaftung von Gewässern gerecht und ist daher zu streichen.

Der Einwand, dass der Hegepflichtige individu-
ell mit Bezug auf das jeweilige Gewässer über 
eine Tageshöchstfangbegrenzung entschei-
den müsse, wird berücksichtigt. 

Zu Anlage 1 

Die Anlage 1 sollte unserer Auffassung nach wie folgt geän-
dert werden 

 

 
 Art Unteres  Oberes 
  Maß in cm Maß in cm 
Aal  45 75 
Bachforelle 20 40 
Flussbarsch 10 35 
Hecht  45 75 
Meerforelle 40 65 
Schlei  25 45 
Quappe  30 50 
Zander  45 75 
Karpfen  35 - 

Das für die Bachforelle geforderte Mindestmaß von 25 cm 
sollte auf 20 cm gesenkt werden. In den unterschiedlichsten 
Quellen wird die durchschnittliche Größe der Bachforelle mit 
20-30 cm angegeben. Die Geschlechtsreife kann in Abhän-
gigkeit des ökologischen Umfeldes ab 10-12 cm eintreten. 
Für Hamburger Gewässer ist davon auszugehen, dass Tiere 
mit einer Gesamtlänge von 20 und mehr cm die Geschlechts-
reife erreicht haben und die Chance hatten mindestens ein-
mal abzulaichen.  

Das obere Maß für den Flussbarsch sollte um 5 cm auf 35 cm 
angehoben werden. Wenn man die für das Entnahmefenster 
empfohlene Regel, dass das obere Maß 70% der möglichen 

Die Anregungen werden teilweise berücksich-
tigt. 

Dem Vorschlag zur Änderung des unteren Ma-
ßes bei Bachforelle und des oberen Maßes bei 
Flussbarsch wird gefolgt.  

Hinsichtlich des Entnahmefensters für Rapfen 
wird das obere Maß nach Würdigung der Anre-
gung auf 70% der Maximalgröße, also auf
70 cm, festgelegt. Auch wenn der Bestand des 
Rapfens in Hamburg zurzeit ungefährdet ist, 
wird eine Beschränkung der Fischerei durch 
die Einführung eines Entnahmefensters vor 
dem Hintergrund, dass der Rapfen gemäß An-
hang II der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie der 
EU geschützt ist, als sachgerecht bewertet und 
daher beibehalten.  
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Gesamtgröße der Art entsprechen soll, zugrunde legt, muss 
das obere Maß auf die empfohlene Größe angepasst werden. 

Das für den Rapfen geforderte Entnahmefenster ist fachlich 
nicht nachvollziehbar und ist mit nur 15 cm Entnahmespekt-
rum deutlich zu gering. Darüber hinaus ist eine solche Be-
schränkung der Fischerei auf Rapfen im Hinblick auf die gu-
ten Bestände dieser Art in Hamburg nicht nachvollziehbar. Im 
Atlas der Fischarten Hamburg (Thiel, 2015) wird der Rapfen 
als flächendeckend und häufig vorkommend beschrieben. 
Darüber hinaus ist der Artenschutz in Hamburg schon durch 
das Rapfenschutzgebiet Hamburger Stromelbe vom 
8.8.2017 mehr als ausreichend gewährleistet. 

 

 

§ 8 Artenschonzeit inkl. Anlage 2 

Zu Absatz (1) 

Die Anlage 2 sollte um eine Schonzeit für die Meerforelle und 
den Lachs ergänzt werden. Die Schonzeiten dieser Arten 
können mit der schon bestehenden Schonzeit für die Bachfo-
relle gleichgesetzt werden. 

Des Weiteren sollte die Artenschonzeit für Hecht und Zander 
überprüft und ggf. den verschobenen Laichzeiten der Fisch-
arten angepasst werden. Dies soll vor allem dem Schutz des 
Zanders dienen, denn in den letzten Jahren wurden häufig 
Anfang Juni noch männliche Zander in Laichfärbung gefan-
gen. 

Zu Absatz (2) 

In Artikel 2 heißt es, „Während der Zanderschonzeit ist die 
Fischerei unter Verwendung von toten Köderfischen, Fisch-
fetzen sowie von Kunstködern jeglicher Art untersagt.“ 

Hier ist die Präzisierung des Begriffs „Kunstköder“ z.B. Köder 
aus künstlichen Materialien wie (Silikon, Metall etc.), die für 
den Fang von Raubfischen vorgesehen sind, notwendig. 

Des Weiteren sollte eine Regelung für das Fischen mit künst-
licher Fliege getroffen werden. Denn mit künstlicher Fliege 
werden auch Friedfische gefangen. Das Kunstköderverbot in 
seiner jetzigen Form verbietet das Fliegenfischen für nahezu 
5 Monate im ganzen Stadtgebiet und benachteiligt eine 
Gruppe von Anglern, die in den meisten Fällen besonders be-
hutsam und mit Naturverständnis ihrem Hobby nachgehen. 

Die Anregung wird teilweise berücksichtigt. 

Eine Schonzeit für Meerforelle wird entspre-
chend eingefügt. Eine Schonzeit für den Lachs 
ist nicht erforderlich, da er gemäß § 6 (Arten-
schutz) der Verordnung ganzjährig nicht gezielt 
befischt und getötet werden darf. 

Mit der neuen Verordnung wird die Schonzeit 
für Hecht und Zander an die geänderten Um-
weltbedingungen angepasst. Dabei wurde die 
Schonzeit für beide Arten schon zeitlich syn-
chronisiert. 

Der Begriff „Kunstköder“ ist hinreichend be-
stimmt. Zur Vermeidung von Umgehungstatbe-
ständen wird der Rechtsbegriff nicht weiter 
konkretisiert.  

Der Anregung zur Einführung einer Ausnahme 
des Kunstköderverbotes für Fliegenfischer wird 
gefolgt. 
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§ 9 Schon- und Sperrgebiete 

Bei Absatz 2 Punkt 2 sollte der Begriff Gesamtschule in Stadt-
teilschule geändert werden. 

 

Die Anregung wird berücksichtigt. 
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Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes Abwägung 

§ 18 Fischwege 

Zur Umsetzung der EG-WRRL werden große Anstrengungen 
unternommen, die Fischfauna wieder in einen guten ökologi-
schen Zustand zu bringen. 

Insbesondere die Wanderfische sollen durch die Herstellung 
der Durchgängigkeit gezielt gefördert werden. Eine Befi-
schung im nahen Umfeld von Fischwegen sollte vor diesem 
Hintergrund zwingend unterbleiben. 

Entsprechende Vorgaben sollten ergänzt werden, als Orien-
tierung könnte § 34 des Fischereigesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein herangezogen werden, nach dem zumin-
dest eine gewisse Abstandsregelung festgelegt wurde: 

„(7) In Fischwegen sowie 25 Meter ober- und unterhalb eines 
Fischweges ist jede Art des Fischfangs verboten. Satz 1 gilt 
nicht für naturnahe Fischwege, die die gesamte Gewässer-
breite einnehmen. Die oberste Fischereibehörde kann durch 
Verordnung von Satz 1 und Satz 2 abweichende Regelungen 
treffen. Werden durch das Verbot Fischereirechte beeinträch-
tigt, so hat Entschädigung zu leisten, wer den Fischweg un-
terhält. 

(8) Zur wissenschaftlichen Überprüfung der Funktionsfähig-
keit des Fischwegs oder aus Gründen des Fischartenschut-
zes, insbesondere Laichfischfang kann die obere Fische-
reibehörde Ausnahmen von Absatz 7 zulassen.“ 

Bei der Formulierung ist darauf zu achten, dass das Verbot 
die Befischung des benannten Bereiches betrifft und es sich 
nicht um eine Abstandsregelung für die Angler handelt. In den 
genannten Bereich dürften keine Köder gelangen – dies ist 
durch die Angler sicherzustellen. 

 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Der Gesetzesentwurf sieht bereits eine ent-
sprechende Regelung vor. Das Verbot des Hin-
einwerfens von Fischereigeräten in den Ver-
botsbereich von Fischtreppen wird in der Ge-
setzesbegründung zu § 15 HmbFAnG genannt.
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§ 6 Artenschutz: 

Im Verordnungsentwurf ist die Meerforelle Im Gegensatz zur 
derzeit noch gültigen Verordnung nicht mehr unter § 6 aufge-
führt. Sie steht jedoch wie andere nach § 6 geschützte Fisch-
arten auf der Vorwarnstufe der Roten Liste. 

Gerade für die Meerforelle werden zudem aufwendige Maß-
nahmen getroffen, um diese wieder in Hamburger Gewäs-
sern zu etablieren. Eine gezielte Befischung sollte daher un-
tersagt werden bis sie sich in Hamburg etabliert hat bzw. der 
gute ökologische Zustand / das gute ökologische Potenzial 
der Fischfauna erreicht wurde. 

Der Rapfen ist zwar in HH ungefährdet, gleichwohl nach FFH-
Richtlinie Anhang II geschützt. Nach unserem Kenntnisstand 
wird diese Art zwar durchaus beangelt, eine Verwertung des 
Fisches findet jedoch im Regelfall nicht statt. Eine Befischung  
ohne guten Grund ist jedoch nicht mit dem deutschen Tier-
schutzrecht vereinbar. Vor diesem Hintergrund und um dem 
FFH-Schutzstatus gerecht zu werden, sollte eine Befischung 
dieser Art ganzjährig verboten werden (Aufnahme unter § 6 
Artenschutz). 

Der Aal hat eine hohe wirtschaftliche Bedeutung und eine 
große Beliebtheit als Speisefisch, ist aber gleichzeitig vom 
Aussterben bedroht. Um langfristig den Bestand des europä-
ischen Aals zu sichern sind Tageshöchstfangmengen voraus-
sichtlich nicht ausreichend. Der Aal sollte daher ebenfalls un-
ter § 6 Artenschutz aufgenommen werden und so lange dort 
geführt werden bis eine Trendwende bei der Bestandsent-
wicklung erreicht wurde und der Bestand eine erneute Befi-
schung auch verträgt. 

Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 

Die Ansiedlungsbemühungen von Meerforellen 
beschränken sich weitgehend auf Angelver-
eine, die mit ehrenamtlichem zeitlichem und oft 
auch finanziellem Engagement die Maßnah-
men an ihren Pachtstrecken umsetzen. Die 
Perspektive bei einer grundlegenden Verbes-
serung der Bestandssituation der Meerforelle 
eine nachhaltige Befischung durchführen zu 
können, soll aus Motivationsgründen erhalten 
bleiben. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen wird der 
Rapfen sehr wohl als Fisch verwertet. Somit 
liegt mindestens ein  vernünftiger Grund zur 
Befischung vor. An einer aus Artenschutzgrün-
den einschränkten Befischung wird deshalb 
festgehalten.  

Der Aal wird im Rahmen der EU-Aal Verord-
nung geschützt, die mit diesem Gesetz voll-
ständig umgesetzt wird. Einzelne Regelungen, 
wie das Besatzverbot für geschlossene Ge-
wässer, die Tageshöchstfangbegrenzung für 
Anglerinnen und Angler sowie das Fluchtfens-
ter und das Entnahmefenster gehen sogar über 
die EU-rechtlichen Vorgaben hinaus. Weitere 
Einschränkungen werden zum jetzigen Zeit-
punkt als unverhältnismäßig abgelehnt. 

§ 7 Entnahmefenster und Tageshöchstfangmengen 

Die Hege soll sich wie oben erwähnt an den Zielen der WRRL 
orientieren und darf diesen mindestens nicht entgegenste-
hen. Vor diesem Hintergrund begrüßt der NABU Hamburg 
grundsätzlich Tageshöchstfangmengen (zu Aal, Forelle und 
Rapfen s. ergänzend Ausführungen zu § 6 Artenschutz). Die 
Einführung eines Entnahmefensters sieht der NABU Ham-
burg insbesondere mit Blick auf das geltende deutsche Tier-
schutzrecht kritisch und lehnt die pauschale Einführung für 
sämtliche Hamburger Gewässer und die aufgeführten acht 
Arten ohne eine ausführliche, auf wissenschaftlichen Er-
kenntnissen beruhende und auf konkrete Hamburger Gewäs-
ser bezogene Begründung ab. 

Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 

Die Literaturrecherche zur Bedeutung der gro-
ßen Fische unter befischten Bedingungen für 
den Bestandserhalt und zur Wirksamkeit von 
Entnahmefenstern als Hegeinstrument in der 
praktischen (Angel)Fischerei lässt im Wesent-
lichen zwei Schlussfolgerungen zu: 

1) Große Fische tragen überproportional zum 
Bestandserhalt und zur Stabilisierung der 
Fischbestände unter befischten Bedingungen 
bei. Eine Vielzahl von Studien kommt zu dem 
einheitlichen Ergebnis, dass dieser Grundsatz 
auf die allermeisten Fischarten übertragbar ist 
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In der Begründung für die flächendeckende Einführung von 
Entnahmefenstern steht: 

„Das Entnahmefenster löst das bisherige Mindestmaß ab. 
Dies geschieht aus reinen Hegeerwägungen Das Mindest-
maß bewirkt bei dem in Hamburg vorherrschenden Angel-
druck nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen eine 
nicht naturnahe Verjüngung von Fischbeständen und eine 
genetische Selektion hinzu einer kleineren Individuengröße. 
Insbesondere die Verjüngung hat eine erheblich reduzierte 
Reproduktion im Vergleich zu einem Bestand mit voll ausge-
bildeter Alterspyramide zur Folge.“ 

Die Begründung trägt nach unserem Kenntnisstand nicht, da 
es keine wissenschaftlichen Erkenntnisse für die Hamburger 
Gewässer gibt, dass eine nicht naturnahe Verjüngung von 
Fischbeständen oder eine genetische Selektion wie beschrie-
ben erfolgt. Diese Erkenntnis müsste für konkrete Gewässer 
vorliegen. Eine pauschale Übertragung von allgemeinen Er-
kenntnissen auf sämtliche Gewässer in Hamburg reicht nicht, 
um die Einführung eines Entnahmefensters vor dem Hinter-
grund der 

Anforderungen des deutschen Tierschutzrechts zu begrün-
den. Die Einführung eines Entnahmefensters müsste zudem 
ebenfalls für jede einzelne Fischart begründet werden. Wel-
ches konkrete Ziel wird bei der Fischart verfolgt? Welche Wir-
kung ist durch die Einführung konkret zu erwarten? Auch hier 
reicht eine pauschale Begründung für die Liste der Fischarten 
nicht aus. Eine Einführung des Entnahmefensters auf Basis 
der vorliegenden Begründung widerspricht somit aus Sicht 
des NABU Hamburg eindeutig den Anforderungen des Tier-
schutzrechts und wird vor diesem Hintergrund abgelehnt. 

und sowohl im marinen Umfeld als auch in der 
Binnenfischerei Gültigkeit hat. 

2) Das Entnahmefenster als Hegeinstrument in 
der (Angel)Fischerei schützt die großen Laich-
tiere und die natürliche Altersstruktur von 
Fischbeständen effektiv. Sowohl theoretische 
Modellierungsarbeiten mit praxisnahen Annah-
men als auch empirische Studien unter Anwen-
dung replizierter und kontrollierter Experimen-
talansätze kommen zu dem einheitlichen 
Schluss, dass Entnahmefenster ein wirksames 
Instrument zum Erhalt und zur Stabilisierung 
von Fischbeständen sind. Zudem wird die (an-
gel)fischereiliche Qualität der Gewässer und 
der darin enthaltenen Fischbestände erhalten 
oder sogar gesteigert. 

Die Evidenz der positiven Wirkung großer Fi-
sche auf befischte Populationen ist unbestritten 
und theoretisch wie empirisch vielfach belegt. 
Der überproportionale Beitrag großer Fische 
zum Bestandserhalt und zur Bestandsstabili-
sierung sind global an mehreren hundert Fisch-
arten nachgewiesen worden, darunter auch die 
wichtigsten heimischen Süßwasserfischarten. 
Der Schutz großer Laichtiere der Arten Aal, 
Bachforelle, Flussbarsch, Hecht, Meerforelle, 
Rapfen, Schlei, Quappe und Zander in der 
hamburgischen Fischerei ist daher wissen-
schaftlich nachvollziehbar und begründet. Fol-
gerichtig bestehen keine Zweifel an der Über-
tragbarkeit der existierenden wissenschaftli-
chen Erkenntnisse auf hamburgische Gewäs-
ser. 

Die praktische Umsetzung des Schutzes gro-
ßer Fische durch Einführung eines Entnahme-
fensters ist ebenso nachvollziehbar und be-
gründet. Alle verfügbaren Studien kommen zu 
dem Ergebnis, dass das Entnahmefenster die 
Größen- und Altersstruktur befischter Populati-
onen wirksam schützt und damit den ge-
wünschten Erhalt der großen Laichtierbe-
stände sicherstellen kann. Zudem behandeln 
sowohl die theoretischen als auch die empiri-
schen Arbeiten vorrangig Fischarten, die auch 
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Zur Verordnung zur Durchführung des 
Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes 

 

in Hamburg heimisch sind, sodass bereits wis-
senschaftlich überprüfte Praxiserfahrungen für 
das Entnahmefenster über die im vorliegenden 
Fall unmittelbar betroffenen Fischarten vorlie-
gen. Eine Übertragbarkeit auf die hamburgi-
sche Fischerei ist damit vollständig gegeben. 

In Einzelfällen sieht das Gesetz eine Ausnah-
memöglichkeit mit entsprechender Begrün-
dung vor.  

§ 8 Artenschonzeiten und Anlage 2 

Gegenüber der derzeit gültigen Verordnung sind einige Ver-
änderungen nicht nachvollziehbar: 

Unabhängig von der oben geforderten Aufnahme der Meer-
forelle unter § 6 Artenschutz ist nicht nachvollziehbar warum 
keine Schonzeit für die Art vorgesehen ist. Die Schonzeit für 
Bach- und Meerforelle ist von Mitte Oktober bis Ende Februar 
vorzusehen.  

Für Hecht und Zander wurde die Schonzeit um einen Monat 
verkürzt.  

Die Schonzeit sollte wie bisher vom 1. Januar bis zum 31. Mai 
gelten. 

Die Schonzeit für den Wels sollte wie bisher vom 1. Mai bis 
30. Juni beibehalten werden. 

Die Anregungen werden teilweise berücksich-
tigt. 

Die Schonzeit der Meerforelle wird ergänzt. 

Die Schonzeiten für Hecht und Zander wurden 
mit der neuen Regelung an die tatsächlichen 
Laichzeiten angepasst. Daraus ergibt sich eine 
Verkürzung der Schonzeit um lediglich zwei 
Wochen.  

Der Wels kommt bisher in Hamburg nur sehr 
selten vor und wird als nicht heimische Fischart 
eingestuft. Damit dieser sich insbesondere im 
Elbstrom nicht weiter etabliert, ist eine Schon-
zeit nicht zielführend. 
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Verein Schlickfall e.V. 

Stellungnahmen Abwägung 

1. Thema Blei: Blei ist ein hochtoxisches Schwermetall, wel-
ches sich im Körper von Lebewesen akkumuliert. Immer wie-
der gehen von Anglern verwendete Bleiteilchen („Angelblei“) 
im Wasser und am Ufer verloren. Die in die Umwelt gerate-
nen Bleiteilchen werden zum Beispiel von Wasservögeln bei 
der Nahrungssuche aufgenommen und führen immer wieder 
zu subletalen oder letalen Vergiftungen (v.a. von Enten-
vögeln). Außerdem können sich Prädatoren, wie der See-
adler, vergiften, wenn sie an Angelblei verendete Vögel fres-
sen. Daher muss die Verwendung von Blei beim Angeln un-
bedingt verboten werden! 

2. Thema Aal: Der Europäische Aal ist vom Aussterben be-
droht. Seine Nutzung muss umgehend verboten werden! Der 
in Hamburg als Naturschutzverband anerkannte Angelsport-
verband hat Maßnahmen zu ergreifen, die dafür Sorge tra-
gen, dass Aale nicht mehr gefangen bzw. den Gewässern 
entnommen werden. 

3. Infolge des Klimawandels und der Elbvertiefung ist die Elbe 
jährlich sehr stark von Sauerstoffarmut und Fischsterben be-
troffen. Die Rückzugsräume für diejenigen Fische, die den 
Sauerstofflöchern entkommen können, müssen ganzjährig 
maximalen Schutz bieten. Daher sind folgende Fischerei-
schon- und Sperrgebiete zusätzlich auszuweisen: Köhlfleet-
hafen, Alte Süderelbe, Rüsch- und Steendiekkanal. 

4. Thema Angel-Guides: Zur Schonung des Fischbestandes, 
v.a. der großen, alten Fische, ist es notwendig, die Benutzung 
von Echoloten zu verbieten. 

Die Anregungen werden nicht berücksichtigt. 

Der geschilderte Fall des Eintrags von Blei in 
die Nahrungskette ist äußerst selten, so dass 
ein pauschales Bleiverbot auch angesichts feh-
lender fachgerechter Alternativen unverhältnis-
mäßig wäre. 

Der Aal wird im Rahmen der EU-Aal Verord-
nung geschützt, die mit diesem Gesetz voll-
ständig umgesetzt wird. Einzelne Regelungen, 
wie das Besatzverbot für geschlossene Ge-
wässer, die Tageshöchstfangbegrenzung für 
Anglerinnen und Angler sowie das Fluchtfens-
ter und das Entnahmefenster gehen sogar über 
die EU-rechtlichen Vorgaben hinaus. Weitere 
Einschränkungen werden zum jetzigen Zeit-
punkt als unverhältnismäßig abgelehnt. 

Pauschale Fischereisperrgebiete werden als 
unverhältnismäßig abgelehnt. Vielmehr wer-
den differenzierte temporäre Einschränkungen 
durch das Gesetz bereits umgesetzt und bei 
Sauerstoffmangel zusätzlich ermöglicht. 

Das geforderte Verbot von Echoloten unter-
stellt, dass bei deren Einsatz gezielt große Fi-
sche entdeckt und gefangen werden können. 
Dies ist nur bei sehr seltenen Rahmenbedin-
gungen möglich, so dass ein Verbot von Echo-
loten vor allem die Sicherheit von Angelbooten 
verringern würde, ohne einen signifikanten 
Schutz für Fische zu bieten. 
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III.
Kosten

Durch die geplante Erhöhung der Fischereiabgabe 
und die Einführung einer Fischereiabgabepflicht für 
Anglerinnen und Angler aus anderen Bundesländern 
werden höhere noch nicht quantifizierbare Einnahmen 
erzielt. Die vorgesehenen Regelungen verursachen 
keine zusätzlichen Kosten.

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle
1.	 von den Ausführungen dieser Drucksache Kennt­

nis nehmen,
2.	 das Hamburgische Fischerei- und Angelgesetz 

(Anlage 1) beschließen und
3.	 von der Verordnung zur Durchführung des Ham­

burgischen Fischerei- und Angelgesetzes (Anlage 
2) Kenntnis nehmen.

Anlage 1

Hamburgisches Fischerei- und Angelgesetz 
(HmbFAnG) 

Vom . . . . . . . . . .

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§   1 	 Zielsetzung
§   2	 Begriffsbestimmungen
§   3	 Geltungsbereich
§   4	 Inhalt des Fischereirechts
§   5	 Ausübung des Fischereirechts
§   6	 Inhaberin oder Inhaber des Fischereirechts
§   7	 Fischereipacht, Fischereierlaubnis
§   8	 Uferbetretungsrecht und Zugang zu den Gewäs­

sern

Abschnitt 2 
Fischereischein, Angelprüfung, Fischereiabgabe

§   9	 Fischereischeinpflicht
§ 10	 Erteilung und Versagung des Fischereischeins
§ 11	 Angelprüfung
§ 12	 Fischereiabgabe

Abschnitt 3 
Zulassungen

§ 13	 Angel-Guides
§ 14	 Berufsfischerei

Abschnitt 4 
Schutz der Fische

§ 15	 Verbote zum Schutz der Fische
§ 16	 Elektrofischerei

§ 17	 Fischereiliche Veranstaltungen

§ 18	 Fischwege

Abschnitt 5 

Fischereiaufsicht und Fischereiausübung

§ 19	 Fischereiaufsicht

§ 20	 Mitführen von Fanggeräten

Abschnitt 6 

Ermächtigungen und Datenschutz

§ 21	 Ermächtigungen

§ 22	 Auskunftspflicht der Inhaberin oder des Inhabers 
von Fischereirechten und der Berufsfischerinnen 
und Berufsfischer

Abschnitt 7 

Ordnungswidrigkeiten

§ 23	 Ordnungswidrigkeiten

Abschnitt 8 

Einschränkung von Grundrechten 
und Schlussvorschriften

§ 24	 Einschränkung von Grundrechten

§ 25	 Schlussvorschriften
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Zielsetzung

(1) Ziel des Gesetzes ist die Ausgestaltung der 
Fischerei und des Angelns als mitprägende Nutzung 
der Hamburgischen Gewässer unter besonderer Be­
rücksichtigung gewässer-, natur- und tierschutzrecht­
licher Belange.

(2) Dieses Gesetz soll der Stärkung der kommer­
ziellen Fischerei dienen. Es berücksichtigt die sozio­
ökonomische Bedeutung des Freizeitangelns und 
sichert nachhaltig gesunde Fischbestände als Grund­
lage für die fischereiliche Nutzung. 

(3) Die Gewässer als Lebensraum und die in ihnen 
beheimateten Tiere und Pflanzen sind Bestandteil des 
Naturhaushalts. Ziel dieses Gesetzes ist es, sie in ihrer 
Vielfalt zu erhalten und positiv zu entwickeln.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

  1.	 Fische im Sinne dieses Gesetzes sind im Wasser 
lebende Wirbeltiere, die durch Kiemen atmen, 
einschließlich deren Laich, Neunaugen ein­
schließlich deren Larven sowie Wollhandkrabben,

  2.	 Fischerei ist das Nachstellen, Fangen, Aneignen 
und Töten von wild lebenden Fischen,

  3.	 eine fischereiliche Veranstaltung liegt vor, wenn 
mehr als 20 Personen geplant gemeinschaftlich 
an einem Gewässer beziehungsweise bei großen 
Gewässern an einem Gewässerbereich gemein­
sam angeln,

  4.	 Berufsfischerin und Berufsfischer ist, wer die Zu­
lassung zur Erwerbsfischerei besitzt und als sol­
che registriert ist; dabei gibt es die nachfolgenden 
Kategorien:
a)	Haupterwerbsfischerin und Haupterwerbs­

fischer sind solche Personen, welche die 
Fischerei zur überwiegenden Schaffung und 
Erhaltung einer Lebensgrundlage ausüben,

b)	Nebenerwerbsfischerin und Nebenerwerbs­
fischer sind solche Personen, welche die 
Fischerei zur Schaffung und Erhaltung einer 
Lebensgrundlage ausüben,

c) Bedarfsfischerin und Bedarfsfischer sind sol­
che Personen, welche die Fischerei ausschließ­
lich zur Deckung des Eigenbedarfs ausüben,

  5.	 Anglerin und Angler ist jede Person, die die Fi­
scherei ausübt, ohne die Zulassung zur Erwerbs­
fischerei zu besitzen,

  6.	 Anbieterinnen oder Anbieter von geführten Angel­
touren (Angel-Guides) sind Personen, die gewerb­
lich, also zur mindestens anteiligen Deckung des 
Lebensunterhalts, Angeltouren Dritten anbieten 
und in der Durchführung verantworten,

  7.	 heimischer Fischartenbestand ist jede wild le­
bende Fischart, die ihr Verbreitungs- oder regel­
mäßiges Wandergebiet ganz oder teilweise in 
Hamburg und der Elbe hat, in geschichtlicher Zeit 
hatte oder auf natürliche Weise hierher ausdehnt, 
oder gebietsfremde invasive Arten im Sinne von 
Artikel 3 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prävention 
und das Management der Einbringung und Aus­
breitung invasiver gebietsfremder Arten (ABl. EU 
Nr. L 317 S. 35), geändert am 26. Oktober 2016 
(ABl. EU Nr. L 317 S. 4), gehören nicht zum heimi­
schen Fischartenbestand,

  8.	 Hegepflicht ist die Pflicht zum Erhalt oder zur Ver­
besserung eines der Größe und Beschaffenheit 
des Gewässers entsprechenden gesunden heimi­
schen Fischartenbestands primär orientiert an 
der Referenzzönose gemäß der europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie; die Freien Gewässer 
sind von der Hegepflicht ausgenommen,

  9.	 Fischereipacht umfasst die Hege und grenzt sich 
dadurch gegenüber der Fischereierlaubnis ab, 
die nur den Fischfang betrifft,

10. 	persönliche Fischereirechte sind selbstständige 
dingliche Gewohnheitsrechte, die nicht der Eigen­
tümerin und dem Eigentümer des Gewässers zu­
stehen,

11. 	 Fischereiausübungsberechtigte sind Eigentüme­
rinnen oder Eigentümer, Pächterinnen oder Päch­
ter, Erlaubnisscheininhaberinnen oder Erlaubnis­
scheininhaber und Inhaberinnen oder Inhaber 
persönlicher Fischereirechte,

12.	 eingefriedete Grundstücke sind Grundstücke, die 
gegen das Betreten geschützt sind, einschließlich 
solcher Grundstücke, bei denen die Einfriedung 
des Ufers fehlt, nicht jedoch Viehweiden,

13.	 Freie Gewässer sind öffentliche Gewässer, deren 
Fischereirechte nicht verpachtet sind,

14.	 Ausgabestellen sind von der zuständigen Be­
hörde ermächtigte Stellen, in denen die Fischerei­
abgabe entrichtet werden kann; hierzu zählen 
insbesondere Angelfachgeschäfte, Angel-Guides 
und anerkannte Fischerei- oder Angelverbände.

§ 3 
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Fischerei in den Binnen- 
und Küstengewässern, die Rechtsverhältnisse der 
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Fischereifahrzeuge mit Hamburger Fischereikenn­
zeichen sowie die Fischerzeugung in besonderen 
Anlagen. Die Elbe und der Hamburger Hafen sind Bin­
nengewässer im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 4 

Inhalt des Fischereirechts

(1) Das Fischereirecht besteht aus dem Recht zur 
Ausübung der Fischerei und der Hegepflicht.

(2) Eine Hegepflicht nach Absatz 1 besteht nicht:

1.	 für die berufsmäßig betriebene Teichwirtschaft,

2.	 für Anlagen zur Fischzucht oder Fischhaltung, die 
gegen Fischwechsel abgesperrt sind,

3.	 für die Wasserflächen des Hamburger Hafens im 
Sinne des § 1 Absatz 2 des Hafenverkehrs- und 
Schifffahrtsgesetzes vom 3. Juli 1979 (HmbGVBl. 
S. 177), zuletzt geändert am 10. April 2018 
(HmbGVBl. S. 89).

(3) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall wei­
tere Ausnahmen von der Hegepflicht zulassen, wenn 
diese nicht erforderlich ist oder der oder dem Hege­
pflichtigen wegen der Beschaffenheit des Gewässers 
nicht zuzumuten ist.

§ 5 

Ausübung des Fischereirechts

(1) Die Fischerei ist nachhaltig und nach den Re­
geln der guten fachlichen Praxis auszuüben. Der Tier- 
und Pflanzenbestand im und am Gewässer darf durch 
die Ausübung der Fischerei nicht erheblich beein­
trächtigt werden. Soweit ein Gewässer nicht nur 
fischereilich genutzt wird, hat die oder der jeweilige 
die Fischerei Ausübende die andere Nutzungsart an­
gemessen zu berücksichtigen. An Anlagen und Ufern 
darf die anderweitige Nutzung nicht unzumutbar be­
einträchtigt werden. Die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs, insbesondere an, in und auf Brücken 
muss dabei gewährleistet sein. Das Angeln dort ist 
verboten, wenn eine Rücksichtnahme auf Mensch und 
Tier auf Grund der Brückenbreite und der damit ver­
bundenen Sichteinschränkungen nicht erfolgen kann.

(2) Bei der fischereilichen Nutzung der oberirdi­
schen Gewässer sind diese einschließlich ihrer Ufer­
zonen als Lebensstätten und Lebensräume für heimi­
sche Tier- und Pflanzenarten zu erhalten und zu för­
dern. Bei berufsmäßig betriebenen Teichwirtschaften 
gelten die Bestimmungen des § 44 des Bundesnatur­
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert am 15. September 2017 (BGBl. I 
S. 3434), in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Einschränkungen der Fischerei auf Grund an­
derer Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

§ 6 
Inhaberin oder Inhaber des Fischereirechts

(1) Das Fischereirecht steht der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer des Gewässers zu. Es ist untrennbar 
mit dem Eigentum verbunden und kann nicht Gegen­
stand besonderer Rechte sein.

(2) Bestehende persönliche Fischereirechte sind 
weder vererbbar noch übertragbar. Sie bleiben auf­
rechterhalten, sofern sie am 1. Januar 2019 bestan­
den haben. 

(3) In Freien Gewässern ist der Fischfang unter Be­
achtung der Regelungen des § 12 erlaubt. Die Eigen­
tümerin oder der Eigentümer des Gewässers kann das 
Fischen aus besonderem Grund versagen. Dies be­
darf der Zustimmung der zuständigen Behörde.

§ 7 
Fischereipacht, Fischereierlaubnis

(1) Die Ausübung des Fischereirechts kann durch 
die Eigentümerin oder den Eigentümer an Dritte ver­
pachtet werden. Eine Unterverpachtung ist unzuläs­
sig.

(2) Der Fischereipachtvertrag und seine Änderung 
bedürfen der Schriftform. Die Verpächterin oder der 
Verpächter ist verpflichtet, der zuständigen Behörde 
den Abschluss und die Änderung eines Fischerei­
pachtvertrages durch Vorlage schriftlich anzuzeigen. 
Pachtverträge sind grundsätzlich mit einer Laufzeit 
von zwölf Jahren abzuschließen.

(3) Mit Ausnahme der Freien Gewässer ist die Er­
laubnis der Fischereirechtsinhaberin oder des Fische­
reirechtsinhabers zum Fischfang (Fischereierlaubnis) 
einzuholen, mitzuführen und auf Verlangen den zur 
Fischereiaufsicht Befugten oder der Polizeivollzugs­
beamtin bzw. dem Polizeivollzugsbeamten vorzuzei­
gen.

(4) Die Verpachtung von Freien Gewässern ohne 
Zustimmung der zuständigen Behörde ist unwirksam.

§ 8 
Uferbetretungsrecht und Zugang zu den Gewässern

(1) Fischereiausübungsberechtigte und ihre Helfe­
rinnen und Helfer sind befugt, mit Fischereigeräten 
die an das Wasser angrenzenden Ufer und Anlagen 
auf eigene Gefahr soweit zu betreten und zu benut­
zen, wie es die Ausübung des Fischereirechts erfor­
dert und sofern öffentlich-rechtliche Vorschriften und 
Rechte Dritter nicht entgegenstehen.

(2) Gefährdete Bereiche des Schiffs- und Hafen­
verkehrs sind von den Rechten nach Absatz 1 ausge­
nommen.
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(3) Wer fremde Grundstücke oder Anlagen zum 
Fischfang betritt, hat Schäden, die er der Eigentüme­
rin oder dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten 
verursacht, zu ersetzen. Wer als Berechtigte oder Be­
rechtigter einem anderen den Fischfang gestattet, haf­
tet gesamtschuldnerisch für die Schäden.

(4) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall das 
Betreten von Ufern und Anlagen in und an Gewässern 
einschränken oder verbieten, soweit dies zum Schutze 
der Anlagen oder zur Abwehr von Gefahren, durch 
welche die öffentliche Sicherheit und Ordnung be­
droht ist, erforderlich ist.

(5) Ufer und Anlagen sind sauber und ordentlich zu 
hinterlassen. Abgerissene Fischereigeräte sind zu 
bergen. Sollte dies ohne Gefährdung von sich selbst 
oder anderen nicht möglich sein, ist die zuständige 
Behörde zu informieren.

Abschnitt 2 
Fischereischein, Angelprüfung, Fischereiabgabe

§ 9 
Fischereischeinpflicht

(1) Wer den Fischfang ausübt, muss im Besitz 
eines Fischereischeins mit fest eingefügtem Nach­
weis über die Entrichtung der Fischereiabgabe sein. 
Der Fischereischein ist beim Fischfang im Original 
mitzuführen und auf Verlangen den zur Fischereiauf­
sicht Befugten oder der Polizeivollzugsbeamtin bzw. 
dem Polizeivollzugsbeamten vorzuzeigen.

(2) Personen, die noch nicht das 15. Lebensjahr 
vollendet haben, dürfen die Fischerei mit einer 
Handangel auch ohne Fischereischein unter Aufsicht 
einer volljährigen Fischereischeininhaberin oder eines 
volljährigen Fischereischeininhabers ausüben.

(3) Personen, die auf Grund einer Behinderung 
nicht in der Lage sind eine Angelprüfung abzulegen, 
sind mit Genehmigung der zuständigen Behörde be­
rechtigt, in Begleitung einer volljährigen Fischereisch­
eininhaberin oder eines volljährigen Fischereischein­
inhabers die Fischerei mit einer Handangel auszu­
üben. 

(4) Im übrigen Geltungsbereich des Grundgeset­
zes ausgestellte Fischereischeine stehen dem Fische­
reischein gleich, wenn die Inhaberin oder der Inhaber 
seine Hauptwohnung nicht in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg hat und für die Erteilung des Fische­
reischeins eine gleichwertige Fischereiprüfung erfor­
derlich war. Prüfungsfreie Fischereischeine werden 
nicht anerkannt.

(5) Bei geführten Angeltouren oder Veranstaltun­
gen von Ausbildungsvereinen an ihren eigenen Ge­
wässern oder Pachtgewässern im Gebiet der Freien 

und Hansestadt Hamburg besteht keine Fischerei­
scheinpflicht, sofern bis zu drei teilnehmende Angle­
rinnen und Angler ohne Fischereischein durch min­
destens eine Person mit Fischereischein unmittelbar 
betreut werden und mindestens eine Ausbilderin oder 
ein Ausbilder anwesend ist. Die rechtliche Gesamtver­
antwortlichkeit obliegt der betreuenden Person.

(6) Jede Fischereischeininhaberin und jeder Fi­
schereischeininhaber ist verpflichtet, sich fortlaufend 
über die jeweils aktuellen rechtlichen Regelungen und 
den jeweils aktuellen Stand der guten fachlichen Pra­
xis zu informieren und diese in der Praxis anzuwen­
den.

§ 10 

Erteilung und Versagung des Fischereischeins

(1) Der Fischereischein wird auf Antrag von der zu­
ständigen Behörde auf Lebenszeit erteilt.

(2) Der Fischereischein ist unbeschadet des Absat­
zes 6 zu erteilen, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragsteller das zwölfte Lebensjahr vollendet und die 
Angelprüfung nach § 11 abgelegt hat. Außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes abgelegte Prü­
fungen werden nur anerkannt, sofern zum Zeitpunkt 
der Prüfung kein Wohnsitz in der Freien und Hanse­
stadt Hamburg bestand. Der Angelprüfung nach § 11 
stehen gleich:

1.	 die vor dem … [einzusetzen ist das Datum des In­
krafttreten dieses Gesetzes] abgelegten Sport­
fischerprüfungen, sofern sie den Anforderungen 
des § 11 entsprechen,

2.	 die Prüfung als Fischwirtin oder Fischwirt oder 
eine gleichgestellte Prüfung,

3.	 eine wissenschaftliche Ausbildung auf dem Gebiet 
der Fischerei.

(3) Personen, die im Inland keinen Wohnsitz haben 
und im Besitz einer Fischereiberechtigung ihres Hei­
matlandes sind, kann ein bis zum jeweiligen Jahres­
ende befristeter Fischereischein erteilt werden, soweit 
besondere Gründe für eine Ablehnung nicht erkenn­
bar sind.

(4) Fischereischeine für Berufsfischerinnen oder 
Berufsfischer sind als solche zu kennzeichnen und mit 
dem zugeteilten Kennzeichen des Fischereifahrzeu­
ges zu versehen. Die Antragstellerin oder der Antrag­
steller hat die nach Satz 1 vorgeschriebenen Angaben 
bei Änderung der für sie maßgeblichen Tatsachen von 
der zuständigen Behörde berichtigen zu lassen.

(5) Der Fischereischein muss mit einem von der 
zuständigen Behörde einzufügenden Lichtbild verse­
hen sein, das von Jugendlichen bei Vollendung ihres 
18. Lebensjahres zu erneuern ist.
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(6) Der Fischereischein kann Personen versagt 
werden, die in den letzten drei Jahren vor der Antrag­
stellung wegen eines Verstoßes gegen fischerei-, 
jagd-, tierschutz-, oder naturschutzrechtliche Vor­
schriften rechtskräftig verurteilt oder mit einer Geld­
buße belegt worden sind oder durch Strafbefehl mit 
einer Strafe belegt wurden, oder auf der Grundlage 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fas­
sung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603), zuletzt 
geändert am 17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2571), in 
der jeweils geltenden Fassung mindestens in zwei Fäl­
len eine Geldbuße wegen Verstoßes gegen Verbote 
auf gleichen Sachgebieten zu zahlen hatten. Ist ein 
Verfahren nach Satz 1 noch nicht abgeschlossen, 
kann die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung 
eines Fischereischeins bis zum rechtskräftigen Ab­
schluss des Verfahrens ausgesetzt werden.

(7) Für den Entzug des Fischereischeins gilt Ab­
satz 6 entsprechend.

§ 11 
Angelprüfung

(1) In der Angelprüfung ist festzustellen, ob die Be­
werberin oder der Bewerber praktische Fertigkeiten 
und ausreichende Kenntnisse zur Unterscheidung der 
Fischarten, über die Biologie und Hege der Fische, die 
Fanggeräte und deren Gebrauch, die Behandlung ge­
fangener Fische und die tierschutzgerechte Betäu­
bung und Tötung, die Gewässerkunde sowie die Vor­
schriften über Fischerei, Tierschutz und Naturschutz 
besitzt.

(2) Die zuständige Behörde wird ermächtigt, eine 
Stelle außerhalb der Verwaltung mit der Durchführung 
der Angelprüfung zu beleihen. Die oder der Beliehene 
hat eine Prüfungsordnung vorzulegen, die von der zu­
ständigen Behörde genehmigt werden muss. Die oder 
der Beliehene unterliegt der Aufsicht der zuständigen 
Behörde. Die oder der Beliehene führt die ihr oder ihm 
übertragenen Aufgaben nach den Richtlinien und Wei­
sungen der zuständigen Behörde sowie unter Beach­
tung der sonstigen Vorschriften der Freien und Hanse­
stadt Hamburg, des Bundes und der Europäischen 
Union aus.

(3) Die zuständige Behörde entscheidet auch im 
Falle der Übertragung nach Absatz 2 über einen Wi­
derspruch gegen eine Prüfungsentscheidung.

§ 12 
Fischereiabgabe

(1) Alle Anglerinnen und Angler sowie Angel- 
Guides haben eine Fischereiabgabe in der Freien und 
Hansestadt Hamburg zu entrichten, solange sie den 
Fischfang ausüben. Sie kann für die Dauer bis zum 
Ende eines oder für bis zu drei aufeinander folgende 
Kalenderjahre entrichtet werden. 

(2) Berufsfischerinnen und Berufsfischer haben 
jährlich eine Fischereiabgabe zu entrichten, solange 
sie den Fischfang ausüben. Sie kann für die Dauer bis 
zum Ende eines oder für bis zu drei aufeinander fol­
gende Kalenderjahre entrichtet werden.

(3) Die Fischereiabgabe wird von der Freien und 
Hansestadt Hamburg erhoben und gesondert verwal­
tet. Anglerinnen und Angler mit Hauptwohnsitz in der 
Freien und Hansestadt Hamburg können die Fische­
reiabgabe bei der zuständigen Behörde oder einer 
Ausgabestelle entrichten. Anglerinnen und Angler mit 
sonstigem inländischem Hauptwohnsitz haben die 
Fischereiabgabe bei einer Ausgabestelle zu entrich­
ten. Anglerinnen und Angler mit Hauptwohnsitz im 
Inland können die Fischereiabgabe auch in einem 
Online-Verfahren entrichten. Angel-Guides, Berufsfi­
scherinnen und Berufsfischer sowie Personen, die im 
Inland keinen Wohnsitz haben, haben die Fischerei­
abgabe bei der zuständigen Behörde zu entrichten.

(4) Das Aufkommen aus der Fischereiabgabe ist 
nach Abzug der Verwaltungskosten zur Förderung der 
Fischerei und des Angelns zu verwenden. Aus den 
Mitteln sind insbesondere zu fördern:
1.	 Maßnahmen, einschließlich Beratungsleistungen, 

zur Erhaltung eines der Größe und Beschaffenheit 
des Gewässers entsprechenden gesunden, arten­
reichen und im Sinne dieses Gesetzes heimischen 
Fischbestandes,

2.	 Verbesserung der ökologischen Verhältnisse der 
Gewässer und Ufer,

3.	 Öffentlichkeitsarbeit für die Fischerei sowie für den 
Fischarten- und Gewässerschutz,

4.	 Untersuchung und Bekämpfung von Fischkrank­
heiten,

5.	 Maßnahmen zum Schutz gefährdeter Fischarten,
6.	 Aufwendungen für die Fischereiaufsicht,
7.	 Maßnahmen nach der Verordnung (EU) Nr. 1143/ 

2014, die invasiven gebietsfremden Arten entge­
genwirken,

8.	 sonstige Maßnahmen, die der Zielsetzung des Ge­
setzes entsprechen.

Abschnitt 3 
Zulassungen

§ 13
Angel-Guides

(1) Angel-Guides bedürfen zur Ausübung von ge­
führten oder begleiteten Angeltouren der Zulassung 
durch die zuständige Behörde. 

(2) Durch Angel-Guides geführte oder begleitete 
Angeltouren sind in Freien Gewässern zulässig, so­
fern dies nicht allgemein oder im Einzelfall untersagt 



24

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 21. WahlperiodeDrucksache 21/16498

ist. Die Zulassung von durch Angel-Guides geführten 
oder begleiteten Angeltouren in anderen Gewässern, 
kann durch die Inhaberinnen bzw. Inhaber des Fische­
reirechts erfolgen.

(3) Die Zulassung ist beim Fischfang im Original 
mitzuführen und auf Verlangen den zur Fischereiauf­
sicht Befugten oder der Polizeivollzugsbeamtin bzw. 
dem Polizeivollzugsbeamten vorzuzeigen. 

§ 14
Berufsfischerei

Die Berufsfischerei darf nur von Personen ausge­
übt werden, die eine Ausbildung zur Fischwirtin oder 
zum Fischwirt oder eine gleichwertige Berufsausbil­
dung abgeschlossen haben. Personen, die am 1. Ja­
nuar 2019 als Berufsfischerin und Berufsfischer bei 
der zuständigen Behörde gemeldet sind und keine 
Ausbildung zur Fischwirtin oder zum Fischwirt oder 
eine gleichwertige Berufsausbildung abgeschlossen 
haben, dürfen die Fischerei nach Art und Umfang wie 
bisher ausüben.

Abschnitt 4 
Schutz der Fische

§ 15 
Verbote zum Schutz der Fische

(1) Der Fischfang mit künstlichem Licht, explodie­
renden, betäubenden und giftigen Mitteln, Schlingen 
sowie verletzenden Geräten mit Ausnahme von Angel­
haken ist verboten. § 16 bleibt unberührt.

(2) Zur Tötung bestimmte Fische sind sofort zu 
töten. Das Hältern von Fischen ist mit Ausnahme der 
Hamenfischerei und im Rahmen von Hegemaßnah­
men verboten. Ferner ist verboten, den Fischfang mit 
lebenden Köderfischen oder anderen Wirbeltieren, 
sowie wild lebenden Insekten auszuführen.

(3) In den Fischwegen im Sinne des § 18 Absatz 1 
sowie 50 Meter oberhalb und unterhalb derselben ist 
jede Art des Fischfangs verboten. Die zuständige Be­
hörde kann im Einzelfall eine andere Begrenzung fest­
legen.

§ 16
Elektrofischerei 

Wer für den Fischfang ein Elektrofischereigerät be­
nutzen will, bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Behörde. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn
1.	 die Elektrofischerei zur nachhaltigen Bewirtschaf­

tung eines Fischgewässers oder für Zwecke der 
Fischereiwissenschaft, des Naturschutzes oder 
weitere notwendige fischereibiologische Untersu­
chungen erforderlich ist und dies begründet dar­
gelegt wurde,

2.	 die Bewerberin oder der Bewerber eine Bescheini­
gung über die erfolgreiche Teilnahme an einem 
anerkannten Lehrgang für Elektrofischerei in der 

Bundesrepublik Deutschland vorlegt und über eine 
ausreichende Haftpflichtversicherung verfügt und

3.	 ein Gerät benutzt wird, das den anerkannten Re­
geln der Technik entspricht; zum Nachweis der 
Eignung ist eine nicht mehr als drei Jahre alte Be­
scheinigung eines technischen Überwachungsver­
eins oder einer Prüfstelle des Verbandes Deut­
scher Elektrotechniker (VDE) vorzulegen, dass das 
Gerät den Bestimmungen des Verbandes Deut­
scher Elektrotechniker entspricht.

§ 17 
Fischereiliche Veranstaltungen

(1) Fischereiliche Veranstaltungen sind zulässig, 
soweit sie der Zielsetzung dieses Gesetzes nicht 
widersprechen. Sie dürfen keinen Wettbewerbscha­
rakter haben. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer müssen 
vor der Teilnahme gegenüber der Veranstalterin und 
dem Veranstalter schriftlich versichern, dass die Ab­
sicht des Fischfangs aus vernünftigem Grund besteht. 
Dies ist insbesondere bei eigener Verzehrabsicht der 
Fall. 

(3) Bei fischereilichen Veranstaltungen, die der 
Hege dienen, ist eine anderweitige sinnvolle Verwer­
tung der gefangenen Fische als der eigene Verzehr 
zulässig.

(4) Fischereiliche Veranstaltungen an Freien Ge­
wässern sind spätestens einen Monat vorher von der 
Veranstalterin oder dem Veranstalter der zuständigen 
Behörde schriftlich anzuzeigen. Die zuständige Be­
hörde kann die Veranstaltung untersagen, sofern sie 
gegen Absatz 1 verstößt.

§ 18
Fischwege

(1) Wer in einem offenen Gewässer Absperrbau­
werke oder andere Anlagen, die den Wechsel der Fi­
sche erheblich beeinträchtigen, herstellt, erneuert 
oder wesentlich verändert, muss auf seine Kosten 
Fischwege anlegen und unterhalten. Die für das Was­
serrecht zuständige Behörde kann im Einvernehmen 
mit der für Fischerei zuständigen Behörde Ausnah­
men von Satz 1 zulassen, wenn die Anlage eines 
Fischweges nicht möglich oder nicht sinnvoll ist oder 
Kosten verursachen würde, die in keinem angemesse­
nen Verhältnis zu dem zu erwartenden Nutzen stün­
den.

(2) Die Eigentümerinnen und Eigentümer beste­
hender Anlagen nach Absatz 1 müssen die Anlage 
und Unterhaltung eines Fischweges durch die Freie 
und Hansestadt Hamburg gegen Entschädigung dul­
den, wenn dies im öffentlichen Interesse geschieht. 
Liegt die Anlage auch im Interesse bestimmter Fische­
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reiausübungsberechtigter, so kann die zuständige 
Behörde sie davon abhängig machen, dass sich die 
Begünstigten der Freien und Hansestadt Hamburg 
gegenüber verpflichten, ihr die Entschädigung sowie 
die Bau- und Unterhaltungskosten ganz oder teilweise 
zu erstatten.

Abschnitt 5 
Fischereiaufsicht und Fischereiausübung

§ 19 
Fischereiaufsicht

(1) Die Fischereiaufsicht ist Aufgabe der zustän­
digen Behörde. Diese kann zur Durchführung der 
Fischereiaufsicht auch 
1.	 zuverlässige natürliche Personen, die das 25. Le­

bensjahr vollendet haben und im Besitz eines 
Fischereischeins sind, jederzeit widerruflich zu 
ehrenamtlichen Fischereiaufseherinnen oder Fi­
schereiaufsehern oder 

2.	 gegen Entgelt juristische Personen des privaten 
Rechts bestellen. Die Bestellung nach Satz 2 kann 
örtlich beschränkt werden. Die Fischereiaufsehe­
rinnen und Fischereiaufseher beziehungsweise 
die bestellte juristische Person des privaten Rechts 
sind zur gewissenhaften Tätigkeit und zur Ver­
schwiegenheit über die ihnen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben bekannt gewordenen Tatsachen 
verpflichtet. Sie unterliegen der Aufsicht der zu­
ständigen Behörde, der sie über die von ihnen fest­
gestellten Verstöße gegen Vorschriften des Fische­
reirechts sowie über besondere Vorkommnisse wie 
Fischsterben unverzüglich schriftlich zu berichten 
haben. Die zuständige Behörde erteilt den an der 
Fischereiaufsicht beteiligten Personen einen Aus­
weis und ein Ausweisschild. Diese sind nach Be­
endigung der Tätigkeit unverzüglich zurückzuge­
ben.

(2) Die Fischereiaufseherin oder der Fischereiauf­
seher hat sich bei amtlichem Einschreiten auszuwei­
sen. Sie oder er ist befugt, von Personen,
1.	 die unberechtigt fischen,
2.	 die auf oder an Gewässern, in denen sie nicht zur 

Ausübung der Fischerei berechtigt sind, mit ge­
brauchsfertigen Fanggeräten angetroffen werden 
oder

3.	 die eine sonstige Zuwiderhandlung gegen fischer­
eiliche Vorschriften begehen,

die gefangenen Fische und die Fanggeräte sicherzu­
stellen, soweit dies zur Unterbindung der Rechtsver­
letzung oder zur Beweissicherung zwingend erforder­
lich ist, sowie Verwarngelder zu erteilen.

(3) Die Fischereiaufseherin oder der Fischereiauf­
seher hat die abgenommenen Fische, soweit es deren 
Gesundheitszustand erlaubt, unverzüglich in das 

Fanggewässer wieder einzusetzen. Die abgenomme­
nen Fanggeräte sind unverzüglich einer Polizeidienst­
stelle zu übergeben.

(4) Auf oder an Gewässern mit Fanggeräten im 
Sinne von § 20 angetroffene Personen haben der Fi­
schereiaufseherin bzw. dem Fischereiaufseher oder 
der Polizeivollzugsbeamtin bzw. dem Polizeivollzugs­
beamten auf Verlangen ihre Personalien in geeigneter 
Weise nachzuweisen und die mitgeführten Fang­
geräte, die Fische sowie die Fischbehälter vorzuzei­
gen. Die Fischereiaufseherin oder der Fischereiaufse­
her ist befugt in Ausübung der Fischereiaufsicht 
Grundstücke, mit Ausnahme von Gebäuden, zu betre­
ten, Gewässer zu befahren und Wasserfahrzeuge, von 
denen aus Fischfang betrieben wird, anzuhalten. Die 
Führerin oder der Führer eines Wasserfahrzeuges hat 
der Fischereiaufseherin oder dem Fischereiaufseher 
zu ermöglichen, an Bord zu kommen.

§ 20
Mitführen von Fanggeräten

Personen dürfen an oder auf Gewässern, an oder 
in denen sie nicht zur Ausübung der Fischerei berech­
tigt sind, keine gebrauchsfertigen Fanggeräte oder 
verbotene Geräte nach § 15 Absatz 1 mitführen. 

Abschnitt 6 
Ermächtigungen und Datenschutz

§ 21
Ermächtigungen 

Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung die­
ses Gesetzes, insbesondere zum Schutz der Fische, 
der Fischbestände, ihrer Lebensgrundlagen und zur 
nachhaltigen Sicherung der Fischerei und der Aqua­
kultur oder zur Durchführung von Rechtsakten des 
Rates und der Kommission der Europäischen Union, 
die die Ausübung der Fischerei im Hinblick auf den 
Schutz und die Nutzung der Fischbestände und die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt in den Gewässern 
oder die Überwachung der Ausübung der Fischerei 
betreffen, durch Rechtsverordnung zu bestimmen:
  1.	 die Fischereiabgabe, insbesondere ihre Höhe, 

das Verfahren zur ihrer Erhebung und über den 
Nachweis ihrer Entrichtung,

  2.	 die Durchführung der Angelprüfung,
  3.	 die Art und Beschaffenheit der Fischereigeräte 

sowie ihre Verwendung,
  4.	 die Entnahmefenster der Fische, die gefangen 

werden dürfen, 
  5.	 die dauernde oder zeitweilige Beschränkung des 

Fischfangs bestimmter Fischarten (Artenschutz 
und Artenschonzeit),
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  6.	 die dauernde oder zeitweilige Beschränkung des 
Fischfangs in bestimmten Gewässern, die insbe­
sondere als Schon-, Laich- oder Aufwuchsgebiete 
oder als Winterlager von Bedeutung sind,

  7.	 Verbote und Beschränkungen des Aussetzens 
bestimmter heimischer Fischarten,

  8.	 die Kennzeichnung und Registrierung der Fische­
reifahrzeuge und der in Gewässern ausliegenden 
Fanggeräte und Fischbehälter,

  9.	 das Führen statistischer Aufzeichnungen über die 
erzielten Fänge, die Erzeugungsmengen und die 
vorgenommenen Besatzmaßnahmen einschließ­
lich deren Anzeige an die zuständige Behörde,

10.	 die der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1100/2007 des Rates vom 18. September 2007 mit 
Maßnahmen zur Wiederauffüllung des Bestands 
des Europäischen Aals (ABl. EU Nr. L 248 S. 17) 
und der Umsetzung von für das Aaleinzugsge­
biete Elbe in den Aalbewirtschaftungsplänen vor­
gesehenen Maßnahmen,

11.	 die Tagesfanghöchstgrenze für bestimmte Fische,

12.	 Einschränkungen der Bootsangelei in den Freien 
Gewässern zum Schutz der Fischbestände,

13.	 die Anlage von Aquakulturen einschließlich der 
Registrierung aller beantragten Einführungen 
und Umsiedlungen invasiver Arten,

14. die Zulassungsvoraussetzungen von Angel-Gui­
des zur Ausübung von geführten oder begleiteten 
Angeltouren.

§ 22 

Auskunftspflicht der Inhaberin oder des Inhabers 
von Fischereirechten und der Berufsfischerinnen 

und Berufsfischer

Inhaberinnen und Inhaber von Fischereirechten 
sowie Berufsfischerinnen und Berufsfischer haben 
der zuständigen Behörde auf Verlangen Auskunft über 
Zeitpunkt sowie Art und Menge der gefangenen Fische 
zu erteilen. Inhaberinnen und Inhaber von Fischerei­
rechten haben der zuständigen Behörde auf Verlan­
gen Katasterdaten mitzuteilen, auf die sich das Fi­
schereirecht bezieht. Berufsfischerinnen und Berufsfi­
schern haben der zuständigen Behörde die hafenver­
kehrsrechtlichen „Erlaubnisse zum Fischen vom Boot 
aus“ (einschließlich Genehmigungszeitpunkt und Ge­
nehmigungszeitraum) gemäß § 39 der Hafenverkehrs­
ordnung vom 12. Juli 1979 (HmbGVBl. S. 227), zuletzt 
geändert am 21. Juli 2015 (HmbGVBl. S. 191), in der 
jeweils geltenden Fassung auf Verlangen vorzulegen.

Abschnitt 7 
Ordnungswidrigkeiten

§ 23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig
  1.	 nach § 5 Absatz 1 eine andere Nutzungsart des 

Gewässers nicht angemessen berücksichtigt, an 
Anlagen und Ufern die anderweitige Nutzung un­
zumutbar beeinträchtigt, die Sicherheit und Leich­
tigkeit des Verkehrs, insbesondere an, in und auf 
Brücken nicht gewährleistet oder entgegen eines 
Verbotes auf Brücken fischt,

  2.	 die nach § 7 Absatz 2 vorgeschriebene Anzeige 
des Abschlusses oder der Änderung eines Fi­
schereipachtvertrages unterlässt,

  3.	 entgegen § 7 Absatz 3 den Fischfang ausübt, 
ohne im Besitz einer Fischereierlaubnis zu sein,

  4.	 entgegen § 8 Absatz 5 Ufer und Anlagen nicht 
sauber und ordentlich hinterlässt und abgerisse­
nes Fischereigerät nicht birgt beziehungsweise 
die zuständige Behörde nicht informiert, 

  5.	 entgegen § 9 Absatz 1 den Fischfang ausübt, 
ohne im Besitz eines Fischereischeins mit Nach­
weis über die Entrichtung der Fischereiabgabe zu 
sein,

  6.	 den Fischereischein entgegen § 9 Absatz 1 Satz 2 
oder die Fischereierlaubnis entgegen § 7 Absatz 3 
nicht bei sich führt oder diesen den zur Einsicht­
nahme Befugten auf Verlangen nicht vorzeigt,

  7.	 entgegen § 13 als Angel-Guide geführte oder be­
gleitete Angeltouren ohne Zulassung anbietet 
oder durchführt,

  8.	 einem Verbot gemäß § 15 zum Schutz der Fische 
zuwiderhandelt,

  9.	 entgegen § 16 die Elektrofischerei ohne die vorge­
schriebene Genehmigung betreibt,

10.	 entgegen § 17 Absatz 4 der Anzeigepflicht als Ver­
anstalterin oder Veranstalter von fischereilichen 
Veranstaltungen nicht nachkommt,

11.	 entgegen § 19 Absatz 4 die Personalien nicht in 
geeigneter Weise nachweist, gebrauchsfertige 
Fanggeräte oder verbotene Geräte nach § 15 Ab­
satz 1 mitführt, die mitgeführten Fanggeräte, die 
Fische sowie die Fischbehälter nicht vorzeigt oder 
der Fischereiaufseherin bzw. dem Fischereiauf­
seher nicht ermöglicht, an Bord eines Wasser­
fahrzeugs zu kommen,

12.	 gegen eine auf Grund dieses Gesetzes erlassene 
Rechtsverordnung verstößt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor­
schrift verweist.
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße von bis zu 10000 Euro geahndet werden.

(3) Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswid­
rigkeit nach Absatz 1 bezieht, können eingezogen 
werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei­
ten findet Anwendung.

Abschnitt 8 
Einschränkung von Grundrechten 

und Schlussvorschriften

§ 24
Einschränkung von Grundrechten

Durch die §§ 8 und 19 wird das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund­
gesetzes) eingeschränkt.

§ 25 

Schlussvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. § 12 Absatz 3 Satz 4 tritt am 1. Januar 
2020 in Kraft. § 13 und § 23 Absatz 1 Nummer 7 treten 
drei Monate nach dem in Satz 1 bezeichneten Zeit­
punkt in Kraft. 

(2) § 10 Absatz 2 Satz 2 und § 11 Absatz 1 sind ab 
dem 1. Januar 2020 anzuwenden. 

(3) Das Hamburgische Fischereigesetz vom 22. 
Mai 1986 (HmbGVBl. S. 95) in der geltenden Fassung 
wird aufgehoben.

Begründung

Zu § 1 (Zielsetzung):

Hamburg ist ein traditioneller Fischereistandort. 
Der gesellschaftliche Trend hinsichtlich der Fischerei 
geht jedoch weg von der Berufsfischerei hin zum Frei­
zeitangeln. In Hamburg ist dieser Trend besonders 
stark. Ursächlich sind Hamburgs „Freie Gewässer“ 
und die attraktiven Angelbedingungen insbesondere 
im Tidenbereich der Elbe und des Hamburger Hafens. 
Hamburg gilt daher als Angelhauptstadt Deutschlands 
mit etwa 120.000 Anglerinnen und Anglern und Angel­
touristinnen und Angeltouristen und der größten 
Street-Fishing Szene Europas. Hamburg ist Redak­
tionssitz fast aller großen Angelmagazine.

Ziel des neugefassten Gesetzes ist es, die Freizeit­
angelei in Hamburg als sozioökonomisch bedeut­
samste Art der fischereilichen Nutzung anzuerkennen 
und zugleich den Fischbestand in den Gewässern 
Hamburgs zu schützen. Auf Grund der Verlagerung 
des fischereilichen Schwerpunkts weg von der Bin­
nenfischerei hin zur Freizeitfischerei sind sowohl eine 
Namensanpassung als auch eine andere Schwer­
punktsetzung folgerichtig.

Der Anstieg der Freizeitanglerinnen und Freizeit­
angler in Hamburg hat folgende Ursachen: Vor allem 
hat sich die Gewässerqualität der Elbe und somit des 

Hafengebietes wesentlich verbessert. Des Weiteren 
ist der Zander ein Trendfisch unter den Anglerinnen 
und Anglern geworden. Das Bootsangeln auf Zander 
hat insbesondere durch die Erhöhung der Führer­
scheinfreiheit auf 15 PS ebenfalls zugenommen. In 
Hamburg gibt es etwa 40 Angelfachgeschäfte. Pro 
Anglerin oder Angler werden laut einer Studie des 
Leibniz-Instituts für Gewässerökologie in Berlin pro 
Jahr etwa 1.600 Euro direkte und indirekte Ausgaben 
generiert. Es gibt in Hamburg aktuell etwa 75 Haupt- 
und Nebenerwerbsfischerinnen und Nebenerwerbs­
fischer, von denen etwa 25 aktiv fischen. Nur 3 davon 
geben an, die Fische gewerblich zu verkaufen. Alle 
25 Fischerinnen und Fischer fischen mit Reusen. 
11 Fischerinnen und Fischer fischen zusätzlich mit 
Stellnetzen.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen):

Zu Nr. 1:

Die Definition knüpft an den herkömmlichen Fi­
schereibegriff an. Neunaugen werden als zu den 
Fischen zugehörig behandelt. Der Umgang mit invasi­
ven Arten wird nicht im Fischereirecht geregelt, son­
dern in den entsprechenden EU-Verordnungen, dem 
Bundesnaturschutzgesetz und den jeweiligen Ma­
nagementmaßnahmen-Blättern zu den jeweiligen 
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Arten. Das Nicht-Aufführen einer Art an dieser Stelle 
bedeutet damit nicht, dass diese nicht befischt werden 
darf. Lediglich die Wollhandkrabbe als invasive Art 
wurde hier auf Grund ihrer enormen Verbreitung in 
Hamburg und der möglichen kommerziellen Befi­
schung ausdrücklich genannt und fischereilichen Re­
geln unterworfen.

Zu Nr. 2:

Der hier definierte Begriff der Fischerei umfasst 
alle mit der Fischerei verbundenen notwendigen 
Tätigkeiten für alle an der Fischerei in Sinne dieses 
Gesetzes Beteiligten.

Zu Nr. 3: 

Von einer fischereilichen Veranstaltung wird dann 
ausgegangen, wenn die Anzahl teilnehmender Perso­
nen die in der Definition genannte Menge überschrei­
tet und sie geplant gemeinsam angeln. Durch die 
Größe des Hafens und der Elbe gelten diese Bereiche 
nicht als ein Gewässer. Hier sind Teilbereiche als 
Gewässer in diesem Sinne anzuerkennen.

Zu Nr. 4: 

Die Berufsfischerei wurde in drei Typen unterteilt: 
Haupt-, Neben- und Bedarfsfischerei. Die Unterteilung 
richtet sich danach, in welchem Umfang die Fischerin 
oder der Fischer mit der Fischerei den Lebensunter­
halt bestreitet. Davon abhängig sind das Ausmaß des 
erlaubten Fischereigerätes und der Entnahme von 
Fischen aus den Gewässern und die damit verbun­
dene Höhe der Fischereiabgabe. Das erlaubte Fische­
reigerät und die Höhe der Abgabe werden in der 
Durchführungsverordnung geregelt. Grundsätzlich 
gilt, dass bei Nebenerwerbsfischerinnen und Neben­
erwerbsfischern im Vergleich zu Haupterwerbsfische­
rinnen und Haupterwerbsfischern der erlaubte Eingriff 
in die Gewässer und somit auch die Höhe der Fische­
reiabgabe geringer sind.

Hamburg ist ein traditioneller Fischereistandort mit 
traditionellen Fischerfamilien. Diese soziale Struktur 
wird als erhaltenswert anerkannt. Daher wird für die 
Fälle, in denen die Fischerei nicht mehr zum Erwerb 
eines Einkommens ausgeübt wird, der Tatbestand der 
Bedarfsfischerei geschaffen. Der Eingriff in die Ge­
wässer und die Fischereiabgabe soll dem einer einzel­
nen Anglerin bzw. eines einzelnen Anglers entspre­
chen, ohne die Möglichkeit der Fischerei vollständig 
zu verbieten. 

Zu Nr. 5:

Hier wird insbesondere die Abgrenzung von Angle­
rinnen und Anglern zur Berufsfischerei deutlich ge­
macht.

Zu Nr. 6:

Es gibt Stand Januar 2018 über 10 Unternehmen, 
die im Bereich des Hamburger Hafens geführte oder 
begleitete Angeltouren auf Mietbooten anbieten. Auf 
Grund der Größe des Hafengebietes, unterschiedli­
cher Strömungsbedingungen und des Einflusses von 
Ebbe und Flut ist das Angeln besonders komplex. Die 
professionelle Begleitung von Anglerinnen und Ang­
lern findet darin ihre Berechtigung. Das sogenannte 
Angelguiding ist eine relativ neue Entwicklung, die 
bisher in fischereilicher Gesetzgebung nicht erwähnt 
ist. Hamburg regelt als erstes Bundesland diesen 
Bereich. Ziel dabei ist eine Professionalisierung des 
Angelguidings, Verbesserung der Qualität und die 
Stärkung der Vorbildfunktion der Angel-Guides. Die 
Regelung bringt zwar inhaltliche und finanzielle Ver­
pflichtungen für die Angel-Guides mit sich, schafft 
aber auch eine Planungsgrundlage für unternehmeri­
sches Handeln.

Zu Nr. 7:

Diese Begriffsbestimmung stellt klar, welche wild 
lebenden Fischarten als heimisch im Sinne dieses 
Gesetzes angesehen werden.

Zu Nr. 8:

Die Referenz-Fischzönose beschreibt die Zusam­
mensetzung der ursprünglich in einem Gewässer vor­
handenen Fisch- und Neunaugen-Artengemeinschaft. 
Referenz-Fischzönosen sind für alle in Hamburg nach 
den Vorgaben der EG-WRRL zu bewertenden Gewäs­
ser bzw. Gewässerabschnitte aufgestellt worden und 
in den fischbestandskundlichen Berichten zum opera­
tiven WRRL-Monitoring der Fischfauna dokumentiert. 
Es ist jeweils die aktuelle Referenz-Fischzönose zu­
grunde zu legen. Bei Gewässern, für die bisher keine 
Referenz erstellt wurde, kann in Abstimmung mit der 
Behörde für Umwelt und Energie festgelegt werden, 
von welchem Referenzzustand auszugehen ist. Bei 
der Hege sollen grundsätzlich keine Maßnahmen 
unternommen werden, die sich gegen die Herstellung 
dieses Zustandes oder die Ziele der Richtlinie 92/43/
EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
(Flora-Fauna Habitat Richtlinie) sowie der wildleben­
den Tiere und Pflanzen richten. Grundlage für die 
Wiederansiedlung von in der Referenzzönose vorkom­
menden Fischarten ist die Schaffung ökologischer 
Voraussetzungen zur dauerhaften und nachhaltigen 
Ansiedlung. Dabei kann die Hege zum Beispiel das 
Einbringen von Totholz, die Schaffung von Flachwas­
serzonen oder das Anlegen von Kiesbänken beinhal­
ten. Bei Besatz muss dieser gemäß guter fachlicher 
Praxis erfolgen. Dazu zählt, dass bei jedem Besatz ein 
Gesundheitszeugnis vorliegen muss. Besatz mit 
fischereilichem Nutzen, insbesondere von Karpfen, ist 
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weiterhin zulässig, solange es der Zielsetzung dieses 
Gesetzes nicht widerspricht.

Zu Nr. 9:

Hier wird der Rechtsumfang der Pacht dargestellt, 
der über das bloße Recht zum Fischfang hinaus auch 
Pflichten enthält. 

Zu Nr. 10: 

Hier werden persönliche Rechte von den Rechten 
des Eigentümers unterschieden.

Zu Nr. 11:

Fischereiausübungsberechtigte wurden hier defi­
niert, um den Kreis der möglichen Konstellationen 
deutlich darzustellen.

Zu Nr. 12:

Die Definition stellt klar, welche Bereiche vom Ufer­
betretungsrecht umfasst sind.

Zu Nr. 13:

Freie Gewässer stehen grundsätzlich jeder Angle­
rin und jedem Angler, aber auch allen Berufsfischerin­
nen und Berufsfischern zur Ausübung ihrer fischereili­
chen Tätigkeit, zur Verfügung. Der freie Zugang ist 
Grundlage für die Attraktivität Hamburgs als Angel­
standort, wird aber auch von Berufsfischerinnen und 
Berufsfischern aus anderen Bundesländern ausge­
nutzt. Dieses besondere Merkmal eines Großteils der 
Hamburger Gewässer soll grundsätzlich gestärkt wer­
den, wobei gleichzeitig die Auswirkungen durch Rege­
lungen gesteuert werden sollen.

Zu Nr. 14:

Bisher mussten Anglerinnen und Angler aus ande­
ren Bundesländern in Hamburg keine Fischerei­
abgabe abführen und haben somit keinen Beitrag zu 
Hegemaßnahmen geleistet. Auf Grund ihrer hohen 
Anzahl ist dies nicht mehr gerechtfertigt und gegen­
über den Hamburger Anglerinnen und Anglern unge­
recht. Aus Erwägungen der Kundenfreundlichkeit und 
zur Verhinderung weiterer Belastungen können beste­
hende behördliche Strukturen nur begrenzt für die 
damit verbundenen steigenden Fallzahlen genutzt 
werden. 

Zu § 3 (Geltungsbereich):

Absatz 1 bestimmt den Geltungsbereich des Ge­
setzes in sachlicher und räumlicher Hinsicht. Absatz 2 
dient der abgrenzenden Klarstellung zu den dort ge­
nannten Rechtsgebieten.

Zu § 4 (Inhalt des Fischereirechts):

Das Fischereirecht im Sinne dieses Gesetzes ist in 
§ 2 Nr. 3 definiert. Es umfasst zusätzlich, dass sich die 

jeweiligen Fischerei Ausübungsberechtigten, Angle­
rinnen und Angler und Fischerinnen und Fischer an 
die allgemein gültigen und aktuellen Regeln der guten 
fachlichen Praxis halten und anderweitige Interessen 
berücksichtigen müssen. Dies gilt für die Natur im und 
am Gewässer, aber auch für eine anderweitige Nut­
zung der Gewässer. Im Alltag treffen dabei, gerade vor 
dem Hintergrund steigender Anglerzahlen, unter­
schiedlichste Interessen aufeinander. Insbesondere 
für den Schiffs- und Bootsverkehr auf Hamburgs Ge­
wässern wurde die Pflicht zur Rücksichtnahme auf an­
dere Nutzungen hier konkretisiert. Der Schiffsverkehr 
im Hamburger Hafen hat Vorrang. Dies gilt auch für 
das Ausweichen bei Schiffen, das jederzeit möglich 
sein muss. Insbesondere mit sogenannten Bellyboo­
ten und anderen langsam fahrenden Schwimmhilfen 
ist dies nicht gegeben. Der besondere Gefährdungs­
bereich an Brücken wird explizit genannt. Gleiches gilt 
für Steganlagen, die bei anglerischer Nutzung nicht 
so belegt werden dürfen, dass die anderweitige Nut­
zung erheblich eingeschränkt oder gar unmöglich 
wird.

Zu § 5 (Ausübung des Fischereirechts):

Das Fischereirecht, also das Recht, einem Gewäs­
ser Fische zu entnehmen, ist mit der Pflicht verbun­
den, dessen Zustand zu bewahren und im Sinne die­
ses Gesetzes zu fördern. Genaueres regelt die Be­
griffsbestimmung in § 2 dieses Gesetzes.

Die in Absatz 2 genannten Ausnahmen sind not­
wendig, da die anderweitige Nutzung gegenüber der 
Hegepflicht Vorrang hat.

Zu § 6 (Inhaberin oder Inhaber des Fischereirechts):

Inhaber des Fischereirechts ist der Eigentümer 
des Gewässergrundstücks. Ein nichtselbstständiges 
Fischereirecht ist Teil des Grundstückseigentums und 
mit diesem untrennbar verbunden. Die Inhaberschaft 
kann nur mit dem Grundstückseigentum übertragen 
werden.

Ein Fischereirecht, das nicht dem Eigentümer des 
Gewässergrundstücks zusteht, ist ein persönliches 
Fischereirecht. Es ist vom Eigentum des Gewässer­
grundstücks losgelöst. Ziel des Gesetzes hierbei ist, 
diese Fischereirechte auf dem Hintergrund von Nicht­
übertragbarkeit und Nichtvererblichkeit, wie in ande­
ren Bundesländern, zugunsten einer Rechtseinheit­
lichkeit auslaufen zu lassen. Das Gesetz lässt jedoch 
bestehende persönliche Fischereirechte, von denen 
es in Hamburg nur noch wenige gibt, als Relikt einer 
vergangenen Zeit zur Vermeidung von Entschädi­
gungsansprüchen unberührt.

Die in § 2 definierten Freien Gewässer sind Grund­
lage für die Attraktivität des Angelns in Hamburg. Die 
freien Gewässer werden in zunehmendem Maße durch 
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Angeltouristen aus anderen Bundesländern und dem 
Ausland genutzt. Bisher mussten diese in Hamburg 
keine Fischereiabgabe leisten und haben sich somit 
nicht an der durch die Fischereiabgabe finanzierten 
Förderung der Fischerei und des Angelns im Sinne 
der Zielsetzung dieses Gesetzes beteiligt. Dies soll mit 
diesem Gesetz geändert werden. Gerade vor dem Hin­
tergrund, dass in Schleswig-Holstein für das Angeln in 
der Ostsee seit 2013 ebenfalls von Anglerinnen und 
Angler aus anderen Bundesländern eine Abgabe ent­
richtet werden muss, ist die hier verankerte Beteili­
gung aller Anglerinnen und Angler angezeigt und wird 
seit Langem von der organisierten und nicht organi­
sierten Anglerschaft selbst gefordert.

Zu § 7 (Fischereipacht, Fischereierlaubnis):

Absatz 1 definiert die Fischereipacht als Pacht des 
vollständigen Rechts (einschließlich Hege) und grenzt 
sie dadurch gegenüber der Fischereierlaubnis ab, die 
nur den Fischfang betrifft. Im Hinblick auf die Unteil­
barkeit fischereilicher Verantwortung für ein Gewässer 
ist ein Verbot der Unterverpachtung vorgesehen.

Die in Absatz 2 begründete Verpflichtung zur 
Schriftform und Vertragsanzeige (in Kopie) soll der zu­
ständigen Behörde ermöglichen, eine Auskunft ge­
genüber Anglerinnen und Anglern sowie Berufsfische­
rinnen und Berufsfischern über verpachtete Gewässer 
zu geben. Die Laufzeit von 12 Jahren sichert die für 
die Hege notwendige Planungssicherheit.

Absatz 3 soll eine effektive Kontrolle der Einhal­
tung dieses Gesetzes ermöglichen.

Absatz 4 soll für die Einhaltung der Vorgaben des 
Senates und der BWVI, dass die Hamburger Gewäs­
ser der Allgemeinheit zur Verfügung stehen sollen, 
sorgen. Die freien Gewässer bieten positive gesell­
schaftliche Aspekte in einer Großstadt: naturnahe Er­
holung, Kontakt zur Natur, Naturerlebnisse, Ort sozia­
ler Zusammenkunft, die neben den wirtschaftlichen 
Effekten auf die anglerische Attraktivität eine wesent­
liche Rolle spielen. Eine Verpachtung bisher freier Ge­
wässer ist nicht im öffentlichen Interesse. Sollte aus 
aktuell nicht erkennbaren Gründen eine Verpachtung 
unumgänglich sein, wäre ein Verband der naturgemäß 
erste Ansprechpartner, um die Einschränkung der 
freien Nutzung so gering wie möglich zu gestalten. Die 
Zustimmungspflicht soll „Verpachtungsunfälle“ ver­
hindern.

Zu § 8 (Uferbetretungsrecht und Zugang zu den Ge­
wässern):

Das Uferbetretungsrecht ist nach den örtlichen 
Verhältnissen oft eine notwendige Voraussetzung zur 
Fischereiausübung. Privatgrundstücke dürfen dabei 
nicht ohne Zustimmung des Eigentümers oder eines 
anderen Berechtigten betreten werden. Das Uferbetre­

tungsrecht soll durch seine Ausgestaltung einen sinn­
vollen Interessenausgleich begründen. In Absatz 2 
sind die Ausnahmen beschrieben, bei denen das fi­
schereiliche Interesse in der Güterabwägung zurück­
zutreten hat. Gefährdete Bereiche in diesem Sinne 
sind vor allem Kaimauern, Brücken, Schleusen oder 
vergleichbare Anlagen. Absatz 3 stellt nach dem Ver­
ursacherprinzip klar, dass der Betretungsberechtigte 
von ihm angerichtete Schäden zu ersetzen hat. Ab- 
satz 4 soll der zuständigen Behörde ermöglichen, das 
Uferbetretungsrecht im Einzelfall begründet einzu­
schränken. Der Absatz 5 erinnert Anglerinnen und 
Angler an ihre Verpflichtung des sauberen Hinter­
lassens des Angelplatzes. Insbesondere gilt dies für 
abgerissene Angelschnüre und Haken, die in der Pra­
xis vor allem Vögel gefährden.

Zu § 9 (Fischereischeinpflicht):

Absatz 1 beschreibt die Fischereischeinpflicht. Mit 
dem Fischereischein wird die für die Ausübung der 
Fischerei notwendige Sachkunde nachgewiesen. Auf 
Grund vermehrter Fälschungen von Fischereischei­
nen ist es notwendig, diese im Original mitzuführen. 
Der Fischereischein ist nur den zur Fischereiaufsicht 
Befugten vorzuzeigen, nicht jedoch den Fischereibe­
rechtigten und Pächterinnen und Pächtern. Letztere 
sind nicht dafür zuständig, den öffentlich-rechtlichen 
Fischereischein, sondern nur die privatrechtliche Fi­
schereierlaubnis zum Fischfang in ihren Gewässern 
zu kontrollieren. Unbenommen bleibt hingegen die 
weit verbreitete Praxis von Pächterinnen und Päch­
tern, Fischereierlaubnisse nur an Fischereischein­
inhaber zu erteilen, um dadurch Gewähr für ordnungs­
gemäße Fischereiausübung zu erzielen.

Durch die Altersgrenze in Absatz 2 soll es ermög­
licht werden, das Angeln unter Aufsicht einer sachkun­
digen Person auszuprobieren, ohne dass dabei auf 
Aspekte des Tierschutzes und weitere Schutzgüter 
verzichtet wird. Diese Regelung ermöglicht aktive 
Jugendarbeit in Angelvereinen oder auch Schulen, 
um die soziale Komponente des Angelns zu stärken.

Absatz 3 ermöglicht es der betroffenen Personen­
gruppe, unter Aufsicht das Angeln auszuüben, ohne 
dass ein Fischereischein vorliegt. Die Aufsichtsperson 
stellt die Einhaltung der gesetzlichen Regelungen 
sicher. Die Entscheidung, ob die einzelne Person nicht 
in der Lage ist, auf Grund von Behinderungen die Fi­
schereischeinprüfung abzulegen, obliegt der zustän­
digen Behörde auf der Grundlage von medizinischen 
Feststellungen.

Durch den Absatz 4 werden in den anderen Bun­
desländern ausgestellte Fischereischeine anerkannt, 
sofern die erforderliche Sachkunde nachgewiesen ist. 
Prüfungsfreie Fischereischeine, wie beispielsweise 
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der Urlauberfischereischein aus Schleswig-Holstein 
werden nicht anerkannt.

Im Absatz 5 wird eine Ausnahme der Fischerei­
scheinpflicht zugelassen, wenn unter den dort genau 
definierten Bedingungen der waidgerechte Umgang 
mit Fischen durch die Sachkunde und Erfahrung der 
Angel-Guides und Ausbilderinnen und Ausbilder, von 
denen mindestens einer bei entsprechenden Veran­
staltungen anwesend sein muss, gewährleistet ist. 
Dies ist nur bei unmittelbarer Aufsicht gewährleistet. 
Bei Angel-Guides wird die notwendige Kompetenz 
durch die Anforderungen zur Zulassung als Angel-
Guide gewährleistet. Angelvereinen soll durch diese 
Regelung die praktische Präsentation ihrer Gewässer 
für potentielle neue Mitglieder, insbesondere zur För­
derung der Jugendarbeit, ermöglicht werden.

Zu § 10 (Erteilung und Versagung des Fischerei­
scheins):

Die in Absatz 1 vorgesehene Erteilung des Fische­
reischeins auf Lebenszeit dient vor allem der Ver­
waltungsvereinfachung. Die Zahl der tatsächlich die 
Fischerei Ausübenden kann weiterhin durch die Ent­
richtung der Fischereiabgabe festgestellt werden.

Absatz 2 Satz 1 enthält die Regelvoraussetzung für 
die Fischereischeinerteilung. Hamburger Bürgerinnen 
und Bürger müssen auf Grund der besonderen Anfor­
derungen aus § 11 dieses Gesetzes, insbesondere hin­
sichtlich einer umfassenden praktischen Prüfung, ihre 
Prüfung in Hamburg ablegen. Damit obliegt es der 
Freien und Hansestadt Hamburg, über die Details des 
Ausbildungs- und Prüfungswesens unabhängig von 
der Praxis in anderen Bundesländern zu entscheiden. 
Hiervon unberührt ist die Anerkennung von Fische­
reischeinen aus anderen Bundesländern, weil diese 
für die Freie und Hansestadt Hamburg verbindlich 
sind. Das Ablegen einer zweiten Prüfung wird als zu 
weitgehende Hürde bewertet. Absatz 2 Satz Num- 
mer 1 stellt die früher in Hamburg und in anderen Bun­
desländern abgelegten Sportfischerprüfungen der 
Prüfung nach diesem Gesetz gleich, wenn wesentlich 
gleiche Inhalte zu den Anforderungen aus § 11 dieses 
Gesetzes geprüft wurden. Die Befreiungen nach den 
Nummern 2 und 3 berücksichtigen, dass geprüfte Be­
rufsfischerinnen und Berufsfischer sowie Fischerei­
wissenschaftlerinnen und Fischereiwissenschaftler 
bei Ausübung der Binnen- und Angelfischerei in der 
Regel auch die hierfür erforderlichen Kenntnisse 
haben.

Absatz 3: Die Möglichkeit; in den hamburgischen 
Gewässern zu angeln, gehört zu den von ausländi­
schen Besucherinnen und Besuchern geschätzten 
weichen Standortfaktoren Hamburgs und fördert ge­
zielt den Angeltourismus. Auch Personen mit deut­

scher Staatsbürgerschaft ohne Wohnsitz im Inland 
sind hier umfasst.

Die in Absatz 4 vorgesehene besondere Kenn­
zeichnung der Fischereischeine für Berufs-, Neben­
erwerbs-, und Bedarfsfischerinnen und -fischer soll 
vor allem der Fischereiaufsicht die Unterscheidung 
nach der Zulässigkeit des Fanggerätes ermöglichen.

Absatz 5 begründet eine Verwaltungsverein­
fachung des Austausches des Lichtbildes statt der 
Ausstellung eines Jugendfischereischeines vor Voll­
endung des 18. Lebensjahres.

Die in Absätzen 6 und 7 vorgesehenen Versa­
gungs- und Entziehungsmöglichkeiten des Fische­
reischeins bei Rechtsverstößen bieten als zusätzliche 
Sanktionsmöglichkeiten selbst bei geringer Inan­
spruchnahme eine nicht zu unterschätzende Motiva­
tion für waidgerechtes Verhalten. Zur Überprüfung 
kann die zuständige Behörde auf die Vorlage eines 
polizeilichen Führungszeugnisses bestehen bzw. sich 
eine entsprechende Rückfrage bei den Ahndungsbe­
hörden für Tierschutzangelegenheiten vorbehalten. 
Bei einem eventuellen Antragsformular ist eine Selbst­
auskunft über tierschutzrechtliche Vergehen vorzuse­
hen.

Zu § 11 (Angelprüfung):

Nach § 4 Absatz 1 Satz 3 des Tierschutzgesetzes 
darf ein Wirbeltier nur töten, wer die dazu notwendige 
Sachkunde hat. Das unter den Bundesländern prakti­
zierte System der gegenseitigen Anerkennung der 
Fischereischeine ist nur bei wesentlich gleichen Vor­
aussetzungen haltbar. Der geforderte Prüfungsumfang 
stellt neben theoretischen Erfordernissen auch auf 
praktische Fähigkeiten ab, ohne die eine waidgerechte 
Ausübung des Angelns nicht möglich ist. Aus diesem 
Grunde wird es für notwendig erachtet, das Ausbil­
dungs- und Prüfungswesen landesrechtlich zu regeln. 
Die Anerkennung der in anderen Bundesländern aus­
gestellten Fischereischeine ist aus allgemein rechtli­
chen Erwägungen unumgänglich.

Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit, dass die zustän­
dige Behörde die Durchführung der Prüfung einer 
Stelle außerhalb der Verwaltung überträgt und die Ein­
zelheiten der Prüfung durch eine Prüfungsordnung zu 
regeln sind. Zur Sicherung der Qualität der Ausbil­
dung aus fachlicher Sicht ist es notwendig, die Prü­
fungsordnung durch die zuständige Behörde geneh­
migen zu lassen. Die Übertragung erfolgt als Belei­
hung, da die (Nicht-)Erteilung eines Fischereischeins 
einen Verwaltungsakt darstellt.

In Absatz 3 ist vorgesehen, die mit der Prüfung 
beauftragte Stelle nicht mit strittigen Verfahren zu be­
lasten. Die Regelung soll klarstellen, dass hier nicht 
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eine Stelle außerhalb der Verwaltung über den Wider­
spruch entscheidet, sondern die zuständige Behörde.

Zu § 12 (Fischereiabgabe):

Die Fischereiabgabe dient der Verbesserung der 
fischereilichen Verhältnisse für Anglerinnen und Ang­
ler sowie Fischerinnen und Fischer sowohl in den nicht 
verpachteten Gewässern als auch in den verpachteten 
Gewässern. Durch die Fischereiabgabe ist quantitativ 
wie qualitativ eine wirksamere und gezieltere Förde­
rung möglich als aus dem allgemeinen Haushalt. Die 
Fischereiabgabe ist von allen in Hamburg fischenden 
Berufsfischerinnen und Berufsfischern, von Anglerin­
nen und Anglern sowie Angel-Guides zu leisten – un­
abhängig davon wo sie ihren Wohnsitz haben. Die 
Höhe der Abgabe wird in der Durchführungsverord­
nung bestimmt. Dies soll dem Senat die Möglichkeit 
geben, ihre Höhe der allgemeinen Preisentwicklung 
sowie der Veränderung anderer Verhältnisse anzupas­
sen.

In Absatz 3 wird sichergestellt, dass durch die 
mögliche Entrichtung der Abgabe von Hamburgerin­
nen und Hamburgern die zuständigen Behörden ihrer 
Kontrollfunktion hinsichtlich gefälschter Fischerei­
scheine nachkommen können. Die Fälschung von Fi­
schereischeinen ist in der Praxis ein weitverbreitetes 
Problem. Durch die neue Abgabepflicht für Berufs­
fischerinnen und Berufsfischer und Anglerinnen und 
Angler aus den anderen Bundesländern wird es eine 
weitaus höhere Fallzahl geben. Um die ausgebenden 
Stellen, vor allem die Kundenzentren der Bezirks­
ämter, nicht weiter zu belasten, soll dies an Ausgabe­
stellen außerhalb der Verwaltung geschehen. Gleich­
zeitig wird so die Kundenfreundlichkeit gewährleistet. 
Angeltouristen kommen oftmals zum Wochenende, 
sodass behördliche Leistungen nicht möglich sind. 
Durch die Ausgabestellen und im Rahmen eines 
Online-Systems wird gewährleistet, dass die Abgabe 
überhaupt entrichtet wird. 

Der Aufwand zur Erhebung der Verwaltungskosten 
aus Absatz 4 wird in § 1 III DVO konkretisiert. Die Ver­
wendung des Aufkommens soll der Erreichung der 
Zielsetzung dieses Gesetzes zuträglich sein. Der auf­
geführte Verwendungskatalog stellt keine abschlie­
ßende Liste der Möglichkeiten dar. Die Möglichkeiten 
der Antragstellung sollen in einer Förderrichtlinie kon­
kretisiert und kundenfreundlich dargestellt werden.

Zu § 13 (Angel-Guides):

Geführte und begleitete Angeltouren gehören zum 
Alltag auf Hamburgs Gewässern. Besonders gilt dies 
für den Tidenbereich der Elbe. Angel-Guides sollen 
durch das Zulassungserfordernis und die damit ver­
bundenen Anforderungen, die in der DVO konkretisiert 
sind, in ihrer Rolle als Vorbilder gestärkt werden. Pro­
fessionelle Angel-Guides, die Dienstleistungen mit 

hoher Qualität anbieten, nützen dem Angelstandort 
Hamburg, da sie Touristen nach Hamburg ziehen. 

Im Absatz 2 werden durch Angel-Guides geführte 
oder begleitete Angeltouren auf die freien Gewässer 
beschränkt. Die zuständige Behörde behält sich vor, 
Bereiche von freien Gewässern davon auszunehmen, 
falls sich Konflikte mit anderen Nutzungsarten erge­
ben oder dies zum Schutz der Fischbestände notwen­
dig ist. Die Pächterin bzw. der Pächter eines Gewäs­
sers hat das Fischereirecht als eigenes Recht oder zur 
Ausübung und kann deshalb selbst darüber bestim­
men, Angel-Guides zuzulassen.

Zu § 14 (Berufsfischerei):

Die Ausübung der gewerblichen Fischerei mit Net­
zen, Reusen und anderem Fischereigerät auf der Elbe 
wird von dem Nachweis einer entsprechenden Qualifi­
kation abhängig gemacht. Satz 2 gewährleistet den 
Besitzstand. Ein erneuter Anstieg von Nebenerwerbs­
betrieben und Bedarfsfischerinnen und Bedarfs­
fischern wird eingeschränkt und den hauptberuflichen 
Fischerinnen und Fischern ein erträgliches Einkom­
men bei Schonung der Fischbestände gesichert.

Zu § 15 (Verbote zum Schutz der Fische):

Die Praxis hat gezeigt, dass die waidmännischen 
Grundsätze in Einzelfällen nicht eingehalten werden. 
Strafrechtliche Verfahren auf Grundlage eines Versto­
ßes gegen das Tierschutzgesetz haben bislang wenig 
Aussicht auf Erfolg. Sie werden im Großteil wegen der 
Geringwertigkeitsschwelle von der Staatsanwaltschaft 
eingestellt. Daher wird mit § 15 eine Grundlage zur 
Durchsetzung und Verhinderung eines Missachtens 
des waidgerechten Umgangs eingeführt, sodass eine 
Rechtsgrundlage zur Verfolgung in Form von Ord­
nungswidrigkeiten gegeben ist. 

Die Grundlage zur Hälterung von Fischen entfällt 
nach jetzigem Stand des Gesetzes, da das Angeln mit 
lebendem Köderfisch sowie das Wettkampfangeln ver­
boten sind und außerdem moderne Kühlmöglichkeiten 
für jede Anglerin und jeden Angler in Form von Kühl­
taschen oder Kühlboxen günstig erhältlich sind. Die 
Hälterung im Zusammenhang mit fischereibiologi­
schen Untersuchungen (z.B. im Rahmen des operati­
ven WRRL-Monitorings der Fischfauna oder des FFH-
Monitorings, von Untersuchungen im Zusammenhang 
mit Planungsvorhaben oder von wissenschaftlichen 
Untersuchungen und der Hege) ist weiterhin zulässig. 
Da die gefangenen Fische nicht zur Tötung bestimmt 
sind, ist die Hälterung nicht verboten.

Die übliche Verwendung von Würmern und Maden 
sowie Insekten, die als Futter erworben werden kön­
nen, ist weiterhin möglich. 

In den Verbotsbereich an Fischtreppen dürfen 
keine Fischereigeräte hineingeworfen werden.
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Zu § 16 (Elektrofischerei):

Die sachkundige, mit einwandfreiem Gerät betrie­
bene Elektrofischerei gilt für bestimmte Anwendungen 
allgemein als notwendiges Mittel fischereilicher Ge­
wässerbewirtschaftung und wissenschaftlicher Unter­
suchungen. In diesen Fällen und bei Ausschaltung der 
technischen Risiken ist die Elektrofischerei zuzulas­
sen. Voraussetzung ist u.a. der Nachweis der Sach­
kunde in der Elektrofischerei sowie der einwandfreien 
Funktion des Gerätes.

Zu § 17 (Fischereiliche Veranstaltungen):

In Hamburg finden jedes Jahr diverse Angelveran­
staltungen statt. Diese sind Teil der Stärken Hamburgs 
als Angelstandort, fördern den sozialen Aspekt des 
Angelns und sind teilweise von erheblicher wirtschaft­
licher Bedeutung. Die Vorschrift definiert die Anforde­
rungen an fischereiliche Veranstaltungen und stellt 
klar, dass solche Veranstaltungen auch dann dem 
Gesetz entsprechen, wenn sie auch wirtschaftlich ge­
prägt sind oder einen sozialen Charakter haben. Die in 
Absatz 3 genannte anderweitige Nutzung als zum 
menschlichen Verzehr ist beispielsweise die Verwen­
dung als Tierfutter. Bei besonders großen Veranstal­
tungen informiert die zuständige Behörde das ent­
sprechende Bezirksamt.

Zu § 18 (Fischwege):

Absperrbauwerke in Fließgewässern verhindern 
die natürliche Wanderung von Fischen und trennen 
sie von ihren Laich- und Aufwuchsgebieten. Die Anle­
gung von Fischwegen in den Absperrbauwerken kann 
vor allem den Wanderfischen ein erhebliches Einzugs­
gebiet eröffnen und ist daher zur Artenerhaltung sowie 
zur Erhaltung beziehungsweise Wiederherstellung 
der natürlichen Lebensräume grundsätzlich zu för­
dern.

Bei der Neuerrichtung von Anlagen stellt die 
gleichzeitige Anlegung eines Fischweges technisch 
und kostenmäßig zumeist keinen größeren Aufwand 
dar. Sie soll deshalb, wenn genehmigungsrechtlich 
nichts entgegensteht, grundsätzlich zur Pflicht ge­
macht werden. Lediglich bei technischer Unmöglich­
keit oder wenn die Anlage eines Fischweges nicht 
sinnvoll ist (Hochwasserschutz) oder bei wirtschaft­
licher Unvertretbarkeit sieht Satz 2 Ausnahmen vor.

Absatz 2 geht davon aus, dass für bestehende An­
lagen eine generelle Nachrüstung mit Fischwegen mit 
Rücksicht auf die dann meist erheblichen Kosten nicht 
vorgeschrieben werden kann. Es wird vielmehr in das 
Ermessen der Freien und Hansestadt Hamburg ge­
legt, ob sie Fischwege bei vorhandenen Anlagen 
nachrüsten will und dieses dann auch gegenüber Pri­
vaten im Wege einer Duldungspflicht durchsetzt. Nach 
Satz 1 wäre dies auf eigene Kosten, nach Satz 2 unter 

Heranziehung begünstigter Dritter möglich. Soweit 
die Anlegung von Fischwegen nicht im öffentlichen In­
teresse liegt, sondern der Förderung der Fischerei 
dient, können hierfür Mittel der Fischereiabgabe ein­
gesetzt werden.

Zu § 19 (Fischereiaufsicht):

Absatz 1 regelt neben der amtlichen Fischereiauf­
sicht zusätzlich das Überwachungsinstrument der eh­
renamtlichen Fischereiaufsicht für natürliche Perso­
nen und entgeltliche Fischereiaufsicht für juristische 
Personen des privaten Rechts und schafft dafür die 
notwendige Rechtsgrundlage. Die Bestellung erfolgt 
im Wege der Beleihung. Die Beleihung hat zur Rechts­
folge, dass die ehrenamtliche Fischereiaufsicht staat­
liche Befugnisse bis hin zum Erlass eines entspre­
chenden Verwaltungsaktes wahrnehmen kann, wohin­
gegen deren Durchsetzung nach wie vor Aufgabe der 
Vollstreckungsbehörde, insbesondere der Polizei ist. 
Absatz 1 beschreibt zudem die Pflichten der Fischerei­
aufsicht gegenüber der Behörde. Zur Durchsetzung 
der Rechtseingriffe und zur einheitlichen Darstellung 
der Fischereiaufsicht hat diese die Fischereiaufsehe­
rinnen und Fischereiaufseher für die Zeit der Tätigkeit 
mit einem Ausweis auszustatten.

Absatz 2 regelt die Befugnisse der Fischerei­
aufsicht. Dies umfasst auch die neu geschaffene Mög­
lichkeit, Verwarngelder zu erteilen. Dies soll zur 
Erleichterung der Durchführung von Bußgeldverfah­
ren führen, jedoch nur auf eindeutig abgegrenzte und 
definierte Sachverhalte Anwendung finden.

Absatz 3 schreibt zum Zwecke der ordnungsgemä­
ßen Verwahrung der abgenommenen Fanggeräte für 
ehrenamtliche Fischereiaufseherinnen und Fischerei­
aufseher die Übergabe an die örtliche Polizeidienst­
stelle vor.

Absatz 4 begründet die Ausweis- und Vorzeige­
pflicht für alle Anglerinnen und Angler gegenüber der 
Fischereiaufsicht, solange sie aktiv angeln oder angel­
bereit sind.

Zu § 20 (Mitführen von Fanggeräten):

In § 20 ist folgender Sachverhalt geregelt: Wenn 
nicht feststeht, dass aktiv geangelt wird, da keine An­
gelgeräte im Wasser ausgelegt sind, beispielsweise, 
wenn jemand mit einer Angelrute, die nicht im Wasser 
ist, in unmittelbarer Nähe zum Gewässer angetroffen 
wird, so darf er fangfertiges Gerät nur mitführen, wenn 
er alle notwendigen Papiere dabei hat. Ohne diese Re­
gelung hätte die Fischereiaufsicht keine Möglichkeit, 
Angler zu kontrollieren, die temporär das Angelgerät 
aus dem Wasser genommen haben, sich aber unmit­
telbar mit entsprechender Ausrüstung am Wasser be­
finden.
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Zu § 21 (Ermächtigungen):

An dieser Stelle sind Verordnungsermächtigungen 
für diejenigen Bereiche vorgesehen, für die aus Sach­
gründen Verordnungsrecht erforderlich ist oder bei 
denen ein Sachzusammenhang mit anderem Verord­
nungsrecht gegeben ist.

Zu § 22 (Auskunftspflicht der Inhaberin oder des Inha­
bers von Fischereirechten und der Berufsfischerinnen 
und Berufsfischer):

Die Auskunftspflicht schafft die für die ordnungs­
gemäße Aufgabenerledigung notwendige Daten­
grundlage.

Zu § 23 (Ordnungswidrigkeiten):

Das hier vorgesehene Bußgeldhöchstmaß von 
10000 Euro wird für erforderlich gehalten, um auch 
schwerwiegende Verstöße mit Allgemeinschädlichkeit 
sachgerecht ahnden zu können.

Zu § 24 (Einschränkung von Grundrechten):

Die vorliegenden Vorschriften greifen zielgerichtet 
in die Unverletzlichkeit der Wohnung nach Artikel 13 
Grundgesetz ein. Insoweit greift hier das Zitiergebot 
nach Artikel 19 Absatz 2 GG.

Zu § 25 (Schlussvorschriften):

Zur Vorbereitung der mit der Prüfung beauftragten 
Stelle, insbesondere hinsichtlich der praktischen Prü­
fung und der erhöhten Anzahl von Prüflingen durch 
das Wohnsitzprinzip ist das spätere Inkrafttreten not­
wendig. 

Angel-Guides wird eine Zeitspanne von 3 Monaten 
eingeräumt, um die neuen Anforderungen dieses Ge­
setzes zu erfüllen. Der Zeitraum ist im Hinblick auf den 
Umfang der Pflichten gerechtfertigt. 

Anlage 2

Verordnung  
zur Durchführung des Hamburgischen Fischerei- und Angelgesetzes 

(HmbFAnGDVO) 
Vom . . . . . . . . . .

Auf Grund von § 21 des Hamburgischen Fischerei- 
und Angelgesetzesrechts (HmbFAnG) vom … 
(HmbGVBl. S. …) wird verordnet:

§ 1
Fischereiabgabe

(1) Die Fischereiabgabe für Anglerinnen und Ang­
ler beträgt 10 Euro je Kalenderjahr. Für Angel-Guides 
beträgt die Fischereiabgabe 1000 Euro je Kalender­
jahr.

(2) Die Fischereiabgabe für Haupterwerbsfische­
rinnen oder Haupterwerbsfischer beträgt 500 Euro, 
für Nebenerwerbsfischerinnen oder Nebenerwerbs­
fischer 300 Euro und für Bedarfsfischerinnen oder Be­
darfsfischer 50 Euro je Kalenderjahr.

(3) Die in der Fischereiabgabe enthaltenen Verwal­
tungskosten betragen 20 vom Hundert.

§ 2
Prüfungsausschüsse

(1) Die oder der gemäß § 11 Absatz 2 HmbFAnG 
Beliehene beruft mit Zustimmung der zuständigen Be­
hörde nach den Bestimmungen der Prüfungsordnung 
geeignete Mitglieder für die Prüfungsausschüsse. Die 
Prüfungsausschüsse bestehen aus einer oder einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzerinnen oder Beisitzern.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die oder der Vorsitzende und eine 
Beisitzerin oder ein Beisitzer anwesend sind. Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzen­
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den den Ausschlag. Die Ausschussmitglieder sind bei 
der Bewertung der Prüfungen nicht an Weisungen ge­
bunden.

§ 3
Durchführung der Prüfung, Prüfungszeugnis

(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich und betrifft theo­
retische Kenntnisse. Zudem betrifft sie praktische Fer­
tigkeiten.

(2) Über das Bestehen der Prüfung wird dem Prüf­
ling eine vom der Prüfungsausschuss unterzeichnete 
Urkunde erteilt.

(3) Über das Nichtbestehen der Prüfung wird die 
Bewerberin oder der Bewerber mündlich unterrichtet. 
Sie oder er bekommt einen schriftlichen Bescheid mit 
Rechtsmittelbelehrung übersandt.

(4) Über die Prüfung ist ein Prüfungsprotokoll mit 
dem Ergebnis der Prüfung zu erstellen. Es ist von 
allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unter­
zeichnen, zum Prüfungsarchiv zu nehmen und min­
destens fünf Jahre aufzubewahren.

(5) Die Prüfung kann frühestens nach vier Wochen 
wiederholt werden.

§ 4
Fischereigerät

(1) Anglerinnen und Anglern ist es erlaubt, die 
Fischerei mit zwei Handangeln mit bis zu zwei Anbiss­
stellen auszuüben. Weiteres Fischereigerät darf nicht 
unmittelbar einsatzbereit sein. Es ist ausschließlich 
Fischereigerät einzusetzen, das sich in ordnungsge­
mäßem Zustand befindet.

(2) Handangeln dürfen nicht reißend oder so ein­
gesetzt werden, dass Menschen oder andere Tiere 
insbesondere an Tieransammlungen, ausgenommen 
Fische, gefährdet werden. Die Handangeln müssen 
aus unmittelbarer Nähe bedient werden und dürfen 
nicht unbeaufsichtigt ausgelegt sein. Personen nach 
§ 9 Absätze 2 und 3 HmbFAnG ist nur eine Handangel 
mit einer Anbissstelle erlaubt. 

(3) Das Fischen mit Schleppangeln ist Anglerinnen 
und Anglern untersagt. Senken dürfen bis zu höchs­
tens einem Quadratmeter Größe zum Köderfischfang 
verwendet werden. Die Benutzung von Senkreusen ist 
verboten. Bei der Fischerei ist ein den örtlichen Gege­
benheiten der Fischereistelle und dem zu erwarten­
den Fang entsprechender Unterfangkescher waidge­
recht zu benutzen. Es dürfen nur Unterfangkescher 
mit gummiertem Netz und Abhakmatte bei der Fische­
rei verwendet werden. Ferner sind sämtliche Uten­
silien zum waidgerechten Töten und Abhaken und 
Zurücksetzen mitzuführen. Beim Fliegenfischen muss 
keine Abhakmatte verwendet werden, sofern die 
Fische im Wasser abgehakt werden.

(4) Nebenerwerbsfischerinnen und Nebenerwerbs­
fischern ist folgendes Fischereigerät erlaubt:
1.	 zehn Reusen,
2.	 zwei Stellnetze,
3.	 zehn Wollhandkrabbenkörbe mit Schutz vor Bei­

fang von Fischen.
(5) Bedarfsfischerinnen und Bedarfsfischern ist es 

erlaubt, die Fischerei mit bis zu drei Reusen auszu­
üben.

(6) Ausgelegte Fischereigeräte sind auf der Was­
seroberfläche deutlich sichtbar durch Bojen zu kenn­
zeichnen und so zu stellen, dass die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs gewährleistet ist, sofern die 
zuständige Behörde im Einzelfall nichts anderes be­
stimmt. Die Bojen müssen einen Mindestdurchmesser 
von 15 cm  besitzen. Die zuständige Behörde kann 
eine andere Kennzeichnung zulassen. An den Fische­
reigeräten und Bojen ist die Registriernummer nach 
§ 11 dauerhaft anzubringen. Fischereigeräte sind so 
zu stellen, dass ein Trockenfallen bei Niedrigwasser 
ausgeschlossen ist. Fischereigeräte sind täglich zu 
leeren.

(7) Stellnetze dürfen eine Gesamtlänge von 50 m 
nicht überschreiten und nicht zusammengefügt wer­
den. Reusen dürfen zusammengefügt eine Gesamt­
länge von 50 m nicht überschreiten. Zu bereits auslie­
genden Fischereigeräten haben Anglerinnen und 
Angler sowie Berufsfischerinnen und Berufsfischer 
einen Abstand von mindestens 100 m einzuhalten. 
Reusen sind mit einem Fluchtfenster mit einem Min­
destdurchmesser von 14 mm zu versehen.

(8) Fischereiausübungsberechtigten ist auch das 
Abfischen mit Netzen oder anderem üblichen Fisch­
fanggerät erlaubt, soweit dies zur ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung des Fischgewässers, insbesondere 
zur Fischbestandsregulierung, Fischseuchenbekämp­
fung oder zur Gewässerpflege erforderlich ist.

(9) Die zuständige Behörde kann zum Schutz der 
Fischbestände und der Gewässer die Verwendung 
von Fischereigeräten und das Angeln vom Boot be­
schränken.

§ 5
Zulassung von Angel-Guides

Als Angel-Guide kann auf Antrag von der zuständi­
gen Behörde zugelassen werden, wer über einen gül­
tigen Fischereischein verfügt, mindestens drei Jahre 
Erfahrung als Anglerin oder Angler nachweist, zuver­
lässig ist und ein Konzept einreicht, das Beschreibun­
gen zu den anzuwendenden Angelmethoden und 
Fischereigeräten, zum Umgang mit gefangenen Fi­
schen, sowie eine Verzichtserklärung auf gezieltes 
Fangen und Zurücksetzen, beinhaltet. Das Konzept ist 
alle fünf Jahre zu erneuern. Angel-Guides dürfen 
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höchstens zehn Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
gleichzeitig führen. Die Zulassung kann bei Verstößen 
gegen diese Verordnung oder gegen das Hamburgi­
sche Fischerei- und Angelgesetz und gegen das vor­
gelegte Konzept widerrufen werden. Angel-Guides 
müssen den Fangaufwand und alle gefangenen Fi­
sche in einem Fangbuch vermerken und am Ende des 
Kalenderjahres der zuständigen Behörde übergeben. 

§ 6
Artenschutz

(1) Fische der nachstehend aufgeführten Arten 
dürfen nicht gezielt befischt und getötet werden:
  1.	 Bachneunauge (Lampetra planeri),
  2.	 Bitterling (Rhodeus amarus),
  3.	 Elritze (Phoxinus phoxinus),
  4.	 Finte (Alosa fallax),
  5.	 Flussneunauge (Lampetra fluviatilis),
  6.	 Groppe (Cottus gobio),
  7.	 Hasel (Leuciscus leuciscus),
  8.	 Lachs (Salmo salar),
  9.	 Maifisch (Alosa alosa),
10.	 Meerneunauge (Petromyzon marinus),
11.	 Moderlieschen (Leucaspius delineatus),
12.	 Neunstachliger Stichling (Pungitius pungitius),
13.	 Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis),
14.	 Schmerle (Noemacheilus barbatulus),
15.	 Nordseeschnäpel (Coregonus oxyrhynchus.),
16.	 Ostseeschnäpel (Coregonus maraena),
17.	 Steinbeißer (Cobitis taenia),
18.	 Stromgründling (Romanogobio belingi),
19.	 Stör (Acipenser sturio),
20.	 Zährte (Vimba vimba).

(2) Werden in Absatz 1 genannte Fische gefangen, 
sind sie unverzüglich mit der gebotenen Sorgfalt wie­
der in das Fanggewässer einzusetzen, sofern die Tiere 
nicht in dem Maße verletzt oder beeinträchtigt sind, 
dass ein Weiterleben voraussichtlich nur mit erhebli­
chen Schmerzen, Leiden oder Schäden möglich ist.

§ 7
Entnahmefenster und Tageshöchstfangmenge

(1) Fische der in Anlage 1 aufgeführten Arten dür­
fen nur getötet werden, wenn sie von der Kopfspitze 
bis zum Ende der Schwanzflosse eine Länge aufwei­
sen, die zwischen dem dort aufgeführten unteren Maß 
und dem oberen Maß der jeweiligen Art liegt (Entnah­
mefenster). Die in Anlage 1 angegebene Tageshöchst­
fangmenge gilt nur für Anglerinnen und Angler in den 
Freien Gewässern. 

(2) Werden in Anlage 1 genannte Fische von einer 
Größe außerhalb des Entnahmefensters gefangen gilt 
§ 6 Absatz 2 entsprechend.

§ 8
Artenschonzeiten

(1) Für die in Anlage 2 aufgeführten Arten gelten 
die dort aufgeführten Schonzeiten, in denen sie nicht 
gefangen werden dürfen. Die Schonzeit für Forellen 
gilt nicht in gewerblichen Fischzuchtbetrieben. Wer­
den Fische während ihrer Schonzeit gefangen, gilt § 6 
Absatz 2 entsprechend.

(2) Während der Zanderschonzeit ist die Fischerei 
unter Verwendung von toten Köderfischen, Fischfet­
zen sowie von Kunstködern jeglicher Art untersagt. 
Hiervon ausgenommen sind die Bille oberhalb des 
Bergedorfer Hallenbades und die Alster oberhalb der 
Ohlsdorfer Schleuse sowie der unmittelbare Strö­
mungsbereich des Elbe-Hauptstroms. In anderen Be­
reichen der Elbe, wie in Hafenbecken, Kanälen sowie 
innerhalb von Buhnenfeldern darf während der Zan­
derschonzeit nicht mit den in Satz 1 genannten Kö­
dern gefischt werden. Das Verbot gilt auch für das 
Auswerfen oder Treibenlassen von Ködern gemäß 
Satz 1 an Angelstellen am Elbe-Hauptstrom in nicht 
strömende Bereiche. Kunstköder dürfen nur in strö­
menden Bereichen der Elbe verwendet werden. Be­
rufsfischerinnen und Berufsfischern ist in der Zander­
schonzeit die Verwendung von Stellnetzen untersagt. 
Das Verbot von Kunstködern gilt nicht für das Fliegen­
fischen.

§ 9
Schon- und Sperrgebiete

(1) In folgenden Gewässern ist der Fischfang ganz­
jährig verboten:
  1.	 Kleine Alster,
  2.	 Binnenalster vom Alsterpavillon über den Anleger 

Jungfernstieg, die Reesendammbrücke bis zum 
nördlichen Ende der Ballindammpromenade,

  3.	 Eppendorfer Mühlenteich mit Unterlauf der Tar­
penbek bis einschließlich Rosenbrookbrücke,

  4.	 Stadtparksee mit Zulauf vom Goldbekkanal,
  5.	 Dove-Elbe oberhalb Neuengammer Stichkanal 

einschließlich Schlenze,
  6.	 Gose-Elbe oberhalb der Brücke Alte Twiete ein­

schließlich Gose-Elbe-Graben,
  7.	 Südlicher Kirchwerder Sammelgraben vom Sand­

brack bis zur Brücke Kirchenheerweg,
  8.	 Seevekanal von Kanzlershof bis Karnappwehr,
  9.	 Moorwettern von der Landesgrenze bis zum 

Schöpfwerk Hohenwisch einschließlich der Ne­
bengewässer bis zur Bahnlinie Harburg – Neu­
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graben sowie Moorburger Landscheide bis zum 
Bahndamm,

10.	 Mühlenberger Loch, innerhalb der in der Natur­
schutzkarte der Verordnung über das Natur­
schutzgebiet Mühlenberger Loch/Neßsand vom 
18. Oktober 2005 (HmbGVBl. S. 431), zuletzt ge­
ändert am 16. August 2016 (HmbGVBl. S. 381, 
418), schraffiert dargestellten Teilfläche des Euro­
päischen Vogelschutzgebietes „Mühlenberger 
Loch“,

11.	 gemäß § 3 Absätze 1 und 2 des Gesetzes über 
den Nationalpark Hamburgisches Wattenmeer 
vom 9. April 1990 (HmbGVBl. S. 63, 64), zuletzt 
geändert am 7. Februar 2017 (HmbGVBl. S. 43), 
geschützte Bereiche. 

(2) In folgenden Gewässern ist der Fischfang zum 
Schutz von Laich- und Aufwuchsgebieten ganzjährig 
verboten:
  1.	 Kampbille zwischen Bille und Schleusengraben,
  2.	 Bille zwischen Sander Damm und Rückhaltebe­

cken an der Stadtteilschule,
  3.	 Bornmühlenbach,
  4.	 Schleemer Bach einschließlich seiner Zuflüsse, 
  5.	 Wandse oberhalb der Stein-Hardenberg-Straße 

einschließlich ihrer Zuflüsse,
  6.	 Rahlau einschließlich ihrer Zuflüsse,
  7.	 Berner Au einschließlich ihrer Zuflüsse,
  8.	 Osterbek oberhalb Osterbekkanal einschließlich 

ihrer Zuflüsse,
  9.	 sämtliche Alsterzuflüsse oberhalb der Winterhu­

der Brücke,
10.	 Luruper Moorgraben einschließlich seiner Zu­

flüsse,
11.	 Düpenau bis zur Mündung in den Helmuth- 

Schack-See,
12.	 Wedeler Au einschließlich ihrer Zuflüsse,
13.	 Flottbek,
14.	 Kleine Flottbek,
15.	 Engelbek.

§ 10
Ausnahmen

(1) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von 
den Beschränkungen der §§ 5 und 7 bis 9 zulassen, 
soweit dies
1.	 für wissenschaftliche Zwecke,
2.	 zur nachhaltigen Bewirtschaftung eines Fischge­

wässers,
3.	 für Hegemaßnahmen, insbesondere zur Gewin­

nung von Fischlaich, Fischbrut oder Satzfisch, 
4.	 zum Schutz der Fische,

5.	 auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung oder 
behördlichen Überwachungsaufgabe, 

6.	 zur Umsiedlung oder
7.	 im Zuge von Maßnahmen gegen die Einbringung 

oder Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten 
nach der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 22. Okto­
ber 2014 über die Prävention und das Manage­
ment der Einbringung und Ausbreitung invasiver 
gebietsfremder Arten (ABl. EU Nr. L 317 S. 35), 
geändert am 26. Oktober 2016 (ABl. EU Nr. L 317 
S. 4),

erforderlich ist.

(2) Für bestimmte Gewässer kann auf Antrag von 
der Inhaberin oder vom Inhaber des Fischereirechts 
bei der zuständigen Behörde von den Regelungen 
zum Entnahmefenster des § 7 eine Ausnahme erteilt 
werden. 

§ 11
Kennzeichnung und Registrierung 

der Fischereifahrzeuge

(1) Die in der Freien und Hansestadt Hamburg be­
heimateten Fischereifahrzeuge von Berufsfischerin­
nen und Berufsfischern müssen ein Fischereikennzei­
chen führen, das aus einem Unterscheidungsbuch­
staben und einer Registriernummer besteht. Fahr­
zeuge von Nebenerwerbsfischerinnen und Neben­
erwerbsfischern müssen zusätzlich den Buchstaben 
„N“ und von Bedarfsfischerinnen und Bedarfsfischern 
den Buchstaben „B“ führen. 

(2) Die Unterscheidungsbuchstaben sind
1.	 für Fischereifahrzeuge der Kleinen Hochsee- und 

Küstenfischerei die Buchstaben „HF“ und
2.	 für Fischereifahrzeuge der Elbfischerei die Buch­

staben „HBK“.
Die Registriernummer wird von der zuständigen Be­
hörde erteilt.

(3) Die Anmeldung zur Registrierung obliegt der 
Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Fischereifahr­
zeuges, dem die zuständige Behörde über das Fische­
reikennzeichen eine Bescheinigung ausstellt. Diese 
Bescheinigung ist mitzuführen, wenn sich das Fahr­
zeug in Betrieb befindet. Jeder Eigentumswechsel 
und jede wesentliche Veränderung am Fahrzeug sind 
der zuständigen Behörde zur Änderung der Beschei­
nigung anzuzeigen.

(4) Das Fischereikennzeichen ist zusammen mit 
dem Namen des Schiffes auf jeder Seite am Bug in 
deutlich lesbarer Schrift zu führen. Die Schrift soll in 
weißer Farbe auf dunklem Grund ausgeführt und min­
destens 20 cm  hoch sein. Die Buchstaben sind in 
lateinischer Druckschrift, die Zahlen in arabischen 
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Ziffern auszuführen. Die Beiboote und das auszule­
gende Fischereigerät sind nach ihrer Größe entspre­
chend zu kennzeichnen.

(5) Die Kennzeichen dürfen nicht beseitigt, verän­
dert, verdeckt oder unkenntlich gemacht werden.

(6) Wird das Fahrzeug nicht mehr in der Berufs­
fischerei eingesetzt, ist die Bescheinigung zurückzu­
geben und das betreffende Fischereikennzeichen zu 
entfernen.

(7) Die Maschinenleistung von Fischereifahrzeu­
gen muss sich durch ein an der Maschine befestigtes 
Typenschild ergeben. Wird die vom Hersteller angege­
bene Nennleistung geändert, ist neben dem neuen 
Typenschild eine vom Germanischen Lloyd oder einer 
entsprechenden Organisation bestätigte Bescheini­
gung der Firma, die die Veränderung durchgeführt 
hat, mitzuführen. Es ist verboten Typenschilder zu ent­
fernen, sie gegen andere auszutauschen oder sie zu 
fälschen.

(8) Die Vorschriften des Bundes und der Europäi­
schen Union über die Kennzeichnung von Schiffen 
und über die an Bord von Fischereifahrzeugen zu füh­
renden Dokumente und die Vorschriften des Flaggen­
rechts bleiben unberührt.

§ 12
Regelungen zum Schutz des Aals

(1) Wer Aale zu Erwerbszwecken fängt, hat dies 
vor Aufnahme der Tätigkeit der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. In der Anzeige sind Angaben zum Namen, 
der Anschrift und dem Fanggebiet zu machen. Die zu­
ständige Behörde registriert die Personen, die Aale zu 
Erwerbszwecken fangen, unter einer Registriernum­
mer in einem Register.

(2) Änderungen der in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Angaben sind der zuständigen Behörde unverzüglich 
anzuzeigen. Nach Anzeige der Aufgabe der Aalfische­
rei zu Erwerbszwecken wird die erfasste Person aus 
dem Register gelöscht.

(3) Wer Aale zu Erwerbszwecken fängt, hat für 
jeden Fangtag schriftliche Aufzeichnungen zu fertigen 
über
1.	 das Fanggebiet,
2.	 das Fanggewicht der angelandeten Aale,
3.	 den prozentualen Anteil der Blankaale im Fang 

und
4.	 die Art, die Anzahl sowie die Einsatzzeit der zum 

Fang verwendeten Fanggeräte.
(4) Der Besatz von Gewässern mit Aalen ist nur in 

offenen Gewässern zulässig. Wer Aale besetzt, hat für 
jeden Besatzvorgang schriftliche Aufzeichnungen zu 
fertigen über

1.	 das Besatzgewässer, das Gebiet des Besatzes,
2.	 die mittlere Größe der Besatzfische und das Ge­

samtgewicht des Besatzmaterials und
3.	 die Herkunft des Besatzmaterials.

(5) Die Aufzeichnungen nach den Absätzen 3 und 
4 sind für das Kalenderjahr zusammengefasst spätes­
tens bis zum 28. Februar des Folgejahres an die zu­
ständige Behörde zu übermitteln.

(6) Im Rahmen der Erstvermarktung ist bei der Ab­
gabe von Aalen in frischer oder verarbeiteter Form an 
Wiederverkäuferinnen oder Wiederverkäufer durch 
Personen, die Aale zu Erwerbszwecken fangen und 
ihren Betriebssitz in der Freien und Hansestadt Ham­
burg haben, die nach Absatz 1 erteilte Registriernum­
mer auf allen Handels- und Transportbelegen auszu­
weisen.

(7) In den Aufzeichnungen nach Absatz 3 ist eine 
entsprechende Eintragung über die Erstvermarktung 
mit der Angabe des Gewichts des abgegebenen Aals 
sowie des Namens und der Anschrift der Wiederver­
käuferin oder des Wiederverkäufers vorzunehmen, 
wenn der Verkaufspreis 250 Euro übersteigt. Satz 1 
gilt nicht, wenn eine Durchschrift oder Ablichtung 
eines in Absatz 1 genannten Belegs zu den Aufzeich­
nungen genommen wird, aus der die in Satz 1 genann­
ten Angaben hervorgehen.

(8) Zum Schutz des Bestandes des Aals kann die 
zuständige Behörde im Rahmen der Umsetzung von 
Aalbewirtschaftungsplänen zeitlich und räumlich be­
grenzt
1.	 die Ausübung der Aalfischerei einschränken,
2.	 die Anzahl und Beschaffenheit von Fanggeräten 

vorschreiben und
3.	 die Entnahme von Aalen bezogen auf Gewässer, 

Gewässerteile oder einzelne Personen beschrän­
ken.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 23 Absatz 1 
Nummer 12 HmbFAnG handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig,
  1.	 Fischereigerät entgegen § 4 benutzt oder nicht 

kennzeichnet,
  2. 	gegen die Anforderungen gemäß § 5 verstößt,
  3.	 entgegen §§ 6 bis 8 Fische geschützter Arten 

nicht unverzüglich mit der gebotenen Sorgfalt 
wieder in das Fanggewässer einsetzt,

  4.	 entgegen § 9 den Fischfang in Schon- oder Sperr­
gebieten ausübt,

  5.	 entgegen § 11 sein Fischereifahrzeug nicht zur 
Registrierung anmeldet, nicht vorschriftsmäßig 
kennzeichnet, einen Eigentumswechsel oder we­
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sentliche Veränderungen am Fahrzeug der zu­
ständigen Behörde nicht anzeigt, die ausgestellte 
Bescheinigung nicht mitführt, nicht zurückgibt 
oder das Fischereikennzeichen nach Aufgabe der 
Berufsfischerei nicht entfernt,

  6.	 entgegen § 12 Absatz 1 Aale zu Erwerbszwecken 
fängt ohne dies der oberen Fischereibehörde an­
zuzeigen,

  7.	 entgegen § 12 Absatz 2 Änderungen der oberen 
Fischereibehörde nicht angezeigt hat,

  8.	 entgegen § 12 Absatz 3 der Verpflichtung zur Füh­
rung von Aufzeichnungen für jeden Fangtag über 
das genaue Fanggebiet, das Fanggewicht der an­
gelandeten Aale, den prozentualen Anteil der 
Blankaale im Fang sowie die Art, die Anzahl und 
die Einsatzzeit der zum Fang verwandten Fangge­
räte nicht nachkommt oder diese auf Verlangen 
der Fischereiaufsicht nicht zur Prüfung aushän­
digt,

  9.	 entgegen § 12 Absatz 4 Aale in geschlossene Ge­
wässer einsetzt oder der Verpflichtung zur Füh­
rung von Aufzeichnungen für jeden Besatzvor­
gang über das Besatzgewässer oder das Gebiet 
des Besatzes, die mittlere Größe der Besatzfische 
und das Gesamtgewicht des Besatzmaterials 
sowie die Herkunft des Besatzmaterials nicht 
nachkommt oder diese auf Verlangen der Fische­
reiaufsicht nicht zur Prüfung aushändigt,

10.	 entgegen § 12 Absatz 5 der Verpflichtung zur 
Abgabe der jährlichen zusammenfassenden Mel­
dung an die obere Fischereibehörde nicht nach­
kommt,

11.	 entgegen § 12 Absatz 6 Aale in frischer oder ver­
arbeiteter Form an Wiederverkäuferinnen oder 
Wiederverkäufer veräußert, ohne die zugeteilte 
Registriernummer auf den Handels- oder Trans­
portbelegen auszuweisen,

12.	 entgegen § 12 Absatz 7 Aale in frischer oder ver­
arbeiteter Form an Wiederverkäuferinnen oder 
Wiederverkäufer veräußert, ohne eine entspre­
chende Eintragung mit Angabe des Gewichts des 
abgegebenen Aals sowie des Namens und der 
genauen Anschrift der Wiederverkäuferin oder 
des Wiederverkäufers in den Aufzeichnungen 
vorzunehmen oder eine Ablichtung oder Durch­
schrift eines entsprechenden Belegs zu den Auf­
zeichnungen zu nehmen, aus der die genannten 
Angaben hervorgehen,

13.	 entgegen § 12 Absatz 8 den durch die zuständige 
Behörde zeitlich und räumlich angeordneten Ein­
schränkungen der Aalfischerei sich Aale aneig­
net, Aale anlandet, befördert, verkauft oder ander­
weitig verwertet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld­
buße bis zu 10000 Euro geahndet werden.

§ 14
Inkrafttreten

(1) § 3 Absatz 1 Satz 2 tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 

(2) § 4 Absatz 3 Satz 2 ist zwei Jahre nach dem in 
Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt anzuwenden. § 8 Ab­
satz 1 ist ab dem 1. Oktober 2019 anzuwenden.
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Anlage 1 
(zu § 7 Absatz 1) 

Entnahmefenster 

Art Entnahmefenster Tageshöchstfangmenge 

 Unteres 

Maß in cm 

Oberes 

Maß in cm 

 

 1. Aal (Anguilla anguilla) 45 75 3 

 2. Bachforelle (Salmo trutta forma fario) 20 40 keine 

 3. Flussbarsch (Perca fluviatilis) 10 35 keine 

 4. Hecht (Esox lucius) 45 75 2 

 5. Meerforelle (Salmo trutta forma trutta) 40 65 2 

 6. Rapfen (Aspius aspius) 50 70 1 

 7. Schlei (Tinca tinca) 25 45 keine 

 8. Quappe (Lota lota) 30 50 3 

 9. Zander (Stizostedion lucioperca) 45 75 2 

10. Karpfen (Cyprinus carpio) 35 - keine 

 

 

Anlage 2 
(zu § 8 Absatz 1) 

Schonzeiten 

1. Bachforelle und Meerforelle 15. Oktober bis 15. Februar 

2. Äsche 1. Januar bis 15. Mai 

3. Hecht 1. Februar bis 31. Mai 

4. Zander 1. Februar bis 31. Mai 
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Begründung

Zu § 1 (Fischereiabgabe):

Die Fischereiabgabe ist notwendig, um die fische­
reilichen Verhältnisse in den freien und verpachteten 
Gewässern unter Berücksichtigung der Anglerzahlen 
zu verbessern und auch sonstige Maßnahmen zur Er­
reichung der Zielsetzung dieses Gesetzes zu fördern. 
Diese Vorgehensweise macht qualitativ und quantita­
tiv eine gezieltere Förderung als aus dem allgemeinen 
Haushalt möglich. 

Der finanzielle Rahmen der Fischerei orientiert 
sich an dem Ausmaß des Eingriffs in die Natur. Aus 
dieser Logik heraus ist die Fischereiabgabe für einen 
Berufsfischer höher als für einen einzelnen Angler. Die 
Fischereiabgabe hat bisher fünf Euro betragen. Die 
Höhe der Fischereiabgabe wurde seit ihrer Einführung 
nicht angepasst. Eine Erhöhung auf 10 Euro ist daher 
unter Berücksichtigung der anglerischen Möglichkei­
ten vor allem an den freien Gewässern angemessen. 
Ein Rückgang der Anglerzahlen ist nicht zu befürch­
ten.

Die Höhe der Fischereiabgabe für die Berufs­
fischerei richtet sich nach der Menge des erlaubten 
Fischereigerätes und ist in ihrer Höhe angemessen. 
Insbesondere vom Aalbesatz profitiert vor allem die 
Berufsfischerei, sodass über die Zweckbindung der 
Fischereiabgabe auch ein entsprechender Nutzen für 
die Berufsfischerei entsteht.

Die Höhe der Abgabe für Angel-Guides soll zu 
einer Professionalisierung dieses Bereiches führen 
und Maßnahmen zur Förderung der Zanderbestände, 
die für Angel-Guides besondere Bedeutung haben, 
ermöglichen.

Zu § 2 (Prüfungsausschüsse):

Durch die Besetzung und Bestimmungen für die 
Prüfungsausschüsse soll die Qualität der Prüfungs­
leistung sichergestellt werden und Manipulation ver­
hindert werden.

Zu § 3 (Durchführung der Prüfung, Prüfungszeugnis):

Die Erläuterungen führen zur Rechtssicherheit für 
den Prüfling und gewähren ein einheitliches transpa­
rentes Vorgehen bei der Prüfungsdurchführung.

Zu § 4 (Fischereigerät):

Die in Absatz 1 und 2 erlaubte Anzahl und Verwen­
dungsweise von zwei Handangeln ermöglicht ein 
erfolgversprechendes Angeln und stellt gleichzeitig 
sicher, dass der Angelvorgang überschaubar bleibt, 
um die Einhaltung tierschutzrechtlicher Vorschriften 
zu gewähren. Das Mitführen und Aufbauen von weite­
ren Angelruten ist eine gängige und begründete Pra­
xis. Das weitere Fischereigerät muss klar erkenntlich 

nicht aktiv benutzt werden. Dies ist nur dann der Fall, 
wenn es nicht unmittelbar einsatzbereit ist. Eine bekö­
derte Handangel, die zum Gewässer ausgerichtet auf­
bewahrt wird, gilt als unmittelbar einsatzbereit. Zudem 
darf dies nicht dazu führen, dass ein gefangener Fisch 
erst versorgt wird, nachdem eine andere fertige Rute 
ausgeworfen wurde.

In Absatz 3 wird das Schleppangeln verboten. Sen­
ken sind zum Köderfischfang bis zu einem Quadrat­
meter Größe gestattet. Die Verwendung von Senk­
reusen ist untersagt. 

Das Schleppangeln bleibt zugunsten des Schiff­
verkehrs untersagt. Das sogenannte Vertikalfischen 
mit Elektromotoren gilt dabei nicht als Schleppfischen, 
da die Köderführung manuell über die Rute erfolgt 
und die Schnüre nicht so ausgebracht sind, dass eine 
Gefährdung für den Schiffsverkehr gegeben ist.

Die Verwendung von Unterfangkeschern wird hier 
zwingend vorgeschrieben. Der Kescher muss den ört­
lichen Begebenheiten entsprechen. An Kaimauern ist 
demnach ein Spundwandkescher mitzuführen. Um 
die Mortalitätsrate zurückgesetzter Fische zu minimie­
ren, dürfen nach einer Übergangszeit nur noch gum­
mierte Kescher und Abhakmatten verwendet werden. 
Dies reduziert die Wahrscheinlichkeit von Sekundär­
infektionen durch eine verletzte Schleimhaut der Fi­
sche.

Das in Absatz 4 definierte Fischereigerät für Ne­
benerwerbsfischerinnen und Nebenerwerbsfischer 
wird um Krabbenkörbe erweitert. Dies soll eine Maß­
nahme zur Bekämpfung der invasiven Wollhand­
krabbe explizit aus fischereilicher Sicht ermöglichen. 
Dabei soll es nicht zu Beifängen von Fischen kommen, 
daher sind entsprechende Schutzmaßnahmen an der 
Einlaufkehle der Körbe zu verwenden. 

In Absatz 5 wird Fischereigerät für die Bedarfs­
fischerei erlaubt, welches ein noch relevantes Fischen 
ermöglicht, der Eingriff in die Natur aber einer nicht 
gewerblichen Fischerei angemessen ist.

Die in Absatz 6 beschriebene Kennzeichnung ist 
zur Gewährleistung der Sicherheit des Schiffs- und 
Bootsverkehrs unerlässlich. Durch die Kennzeichnung 
des Fischereigerätes mit der Nummer des Fischerei­
kennzeichens können legale von illegalen Fischerei­
geräten unterschieden werden. Das Verbot des Tro­
ckenfallens und die Pflicht des täglichen Leerens 
sichern die Einhaltung der guten fachlichen Praxis.

Durch die Regelung ab Absatz 7 soll eine Wande­
rung von Fischen jederzeit sichergestellt werden. 

Durch die in Absatz 8 vorgeschriebene Maximal­
länge von Fischereigerät und einen weitaus größeren 
Mindestabstand dazu wird sichergestellt, dass sich 
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Anglerinnen und Angler und Berufsfischerinnen und 
Berufsfischer nicht gegenseitig bei der Ausübung 
ihrer fischereilichen Tätigkeit behindern. Das Flucht­
fenster in Reusen ermöglicht es kleinen Aalen zu ent­
kommen. So wird ein Verkauf kleiner Aale als Besatz­
fische verhindert. 

Die in Absatz 8 gestattete Verwendung von Netzen 
ist im Rahmen der Hegepflicht und weiterer definierter 
Maßnahmen notwendig.

Um auf aktuelle Entwicklungen bzgl. der Fisch­
bestände reagieren zu können, ist die Ermächtigung 
der zuständigen Behörde aus Absatz 9 unerlässlich. 
Dies gilt insbesondere für Gewässersituationen, bei 
den ein geringer Sauerstoffgehalt oder zu hohe 
Wassertemperaturen vorherrschen. Ein Verbot des 
Fischens an den Rändern von Sauerstofflöchern bzw. 
an Kaltwassereinläufen, wo es eine extrem erhöhte 
Konzentration von Fischen geben kann, wäre dann 
angezeigt.

Zu § 5 (Zulassung von Angel-Guides):

An dieser Stelle werden die Qualitätskriterien für 
die Zulassung von Angel-Guides definiert. Die Krite­
rien sind für das Anbieten hochwertiger Angeltouren 
notwendig und werden vor der Zulassung durch die 
zuständige Behörde fachlich bewertet. Durch den Ent­
zugstatbestand soll die Einhaltung sichergestellt wer­
den. Die Meldung der Fangzahlen ermöglicht zum 
einen Rückschlüsse auf den Fischbestand, zum ande­
ren werden die Entnahmemengen transparent, um 
Hegemaßnahmen einzuleiten.

Zu § 6 (Artenschutz):

Die aufgeführten Arten gelten als gefährdet und 
werden daher ganzjährig geschützt. Zufallsfänge 
müssen sofort schonend zurückgesetzt werden.

Zu § 7 (Entnahmefenster und Tageshöchstfang­
menge):

Fische werden nach Maß und zusätzlich in den 
freien Gewässern nach Tageshöchstfangmenge ge­
schützt. Die Tageshöchstfangmenge für Anglerinnen 
und Angler für besonders populäre Fischarten sollen 
Massenfänge verhindern und dadurch die Bestände 
der Hauptzielfische schützen. Das Entnahmefenster 
löst das bisherige Mindestmaß ab. Dies geschieht aus 
reinen Hegeerwägungen Das Mindestmaß bewirkt bei 
dem in Hamburg vorherrschenden Angeldruck nach 
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen eine nicht 
naturnahe Verjüngung von Fischbeständen und eine 
genetische Selektion hinzu einer kleineren Individuen­
größe. Insbesondere die Verjüngung hat eine erheb­
lich reduzierte Reproduktion im Vergleich zu einem 
Bestand mit voll ausgebildeter Alterspyramide zur 
Folge. Die Festlegung des Unter- und Obermaßes ist 

dabei an den wissenschaftlichen Empfehlungen 
erfolgt und richtet sich nach der Größe, die Fische bei 
der ersten Fortpflanzung minimal haben und etwa 
70 % der Maximalgröße. Der Karpfen wird weiterhin 
über ein Mindestmaß reguliert, da er sich in Hamburg 
grundsätzlich nicht fortpflanzt und Hegeerwägungen 
nachranging sind.

Zu § 8 (Artenschonzeiten):

Die Schonzeiten sind an die Fortpflanzungsperio­
den der Fische unter Berücksichtigung der bisherigen 
Klimaveränderungen angepasst worden. So soll ein 
effektiver Schutz der Reproduktion sichergestellt wer­
den.

Zu den Verboten des Absatzes 2: Der Zander ist 
sowohl ökologisch als auch ökonomisch eine bedeu­
tende Fischart in Hamburg. Als in der Tideelbe einzige 
häufige große Raubfischart hat er eine regulierende 
Wirkung auf Bestände anderer Fischarten. Bei Angle­
rinnen und Anglern genießt die Tideelbe deutschland­
weit den Ruf als eines der besten Zandergewässer 
und die ansässigen Fischer generieren einen erheb­
lichen Teil ihres Einkommens aus dem Verkauf dieser 
Art. Bei im Winter fallenden Wassertemperaturen zieht 
sich ein Großteil der Zander im Gebiet des Hamburger 
Hafens in das tiefe und ruhige Wasser der Hafenbe­
cken zurück. In diesen Winterlagern werden sehr hohe 
Individuendichten erreicht. Auch das Laichgeschehen 
findet häufig in Hafenbecken oder anderen ruhigen 
Bereichen, wie etwa Buhnenkesseln, statt.

Auf Grund der Zanderbeifänge als Nichtzielfischart 
hat die Fischerei mit Stellnetzen in der Zanderschon­
zeit einen deutlich negativen Einfluss auf die Zander­
population. Nur durch den Schutz der Winterlager und 
Laichgebiete sind ein Erhalt und eine langfristige 
Reproduktionsmöglichkeit der Zanderpopulation si­
cherzustellen.

Das Fischen mit totem Köderfisch während der 
Schonzeit birgt ein hohes Risiko für den Fang von 
Zandern. Für den Fang anderer Fischarten wie Barsch 
und Rapfen ist der tote Köderfisch wenig geeignet. 
Das Angeln mit Kunstködern in Zanderlaichgebieten 
ist als besonders schädlich für die Zanderbestände 
anzusehen. Auf Grund der hohen Individuendichte 
und auf Grund des Verhaltens zur Nestverteidigung 
sind Zander dort sehr leicht mit der Angel zu fangen. 
Selbst wenn die nestbewachenden männlichen Zan­
der zurückgesetzt würden, ist ein negativer Einfluss 
auf das Gelege durch die Schwimmbewegungen beim 
Fang höchst wahrscheinlich. Das Fischen auf Fried­
fische und die Verwendung von Kunstködern außer­
halb der Winterlager im Strömungsbereich der Elbe 
und in den genannten Teilen der Alster bleiben gestat­
tet.
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Zu § 9 (Schon- und Sperrgebiete):

Die hier ausgewiesenen Gebiete sind für eine an­
derweitige Nutzung als das Fischen vorgesehen bzw. 
stehen als Laichgebiete unter besonderem Schutz.

Zu § 10 (Ausnahmen):

Diese in Absatz 1 genannten Ausnahmen sind für 
die unter Punkt 1 bis 4 genannten Zwecke notwendig 
und in der fischereilichen Praxis auch in anderen Bun­
desländern üblich.

Die Ausnahme des Absatzes 2 ist dann angezeigt, 
wenn das Entnahmefenster in Einzelfällen und durch 
besondere Umstände nicht das optimale Hegeinstru­
ment darstellt.

Zu § 11 (Kennzeichnung und Registrierung der Fische­
reifahrzeuge):

Die Pflicht der Bundesrepublik Deutschland zur 
Vergabe von Fischereikennzeichen beruht auf dem 
1882 in Den Haag abgeschlossenen „internationalen 
Vertrag, betreffend die polizeiliche Regelung der 
Fischerei in der Nordsee außerhalb der Küstengewäs­
ser“; bundesrechtlicher Teil im Jahre 1957 umgesetzt 
(BGBl. II S. 213).

Zu § 12 (Regelungen zum Schutz des Aals):

Der Bestand des Europäischen Aals ist in den letz­
ten Jahrzehnten stark rückläufig. Nach Einschätzung 
des Internationalen Rates für Meeresforschung (ICES) 
befindet sich der Bestand heutzutage außerhalb 
sicherer biologischer Grenzen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Rat der Europäi­
schen Union die Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des 
Rates vom 18. September 2007 mit Maßnahmen zur 
Wiederauffüllung des Bestandes des Europäischen 
Aals erlassen.

Die Aalbewirtschaftungspläne der Bundesländer 
wurden durch das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz gesammelt der 
Europäischen Kommission übersandt und dort geneh­
migt.

Zur Durchführung der sich aus der unmittelbar 
geltenden Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 ergebenen 
Bestimmungen und der in den genehmigten Aal­
bewirtschaftungsplänen vorgesehenen Maßnahmen 
sind die Regelungen dieser Durchführungsverord­
nung zu erlassen. 

Die Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 gilt nach Arti- 
kel 1 Absatz 1 sowohl in den Küstengewässern als 
auch in den Binnengewässern der Mitgliedsstaaten. 
Sie enthält für die Aalfischerei und den Aalbesatz gel­
tende besondere Vorschriften. 

Die Fischereifahrzeuge zur Aalfischerei, die be­
reits ein amtliches Kennzeichen nach sonstigen 
fischereirechtlichen Rechtsvorschriften führen, sind 
der Fischereiverwaltung bekannt. Sie müssen daher 
nicht zusätzlich der Registrierung unterworfen wer­
den.

Diese Vorschrift schafft die Rechtsgrundlage zur 
Erhebung von fischereilichen Daten zu Fangmengen 
und Fischereiaufwand, um die Berichtspflicht nach 
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 erfüllen zu 
können und dient der Durchführung der sich aus der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 ergebenen Anforderun­
gen an eine Überwachung des Handels mit der beson­
ders geschützten Art Aal.

Die Registriernummer ermöglicht die Nachverfol­
gung der sich bei Wiederverkäufern befindlichen Aale 
und die Überprüfung, ob es sich dabei um vorschrifts­
mäßig gefangene Aale handelt. Bei einer Abgabe an 
Endverbraucher im Rahmen der Selbstvermarktung 
muss die Registriernummer nicht angegeben werden. 
Dieser Anteil der im Rahmen der Selbstvermarktung 
abgegebenen Aale muss dementsprechend auch 
nicht in den Aufzeichnungen vermerkt werden.

Im Zusammenhang mit den Maßnahmen, die in 
den Aalbewirtschaftungsplänen des Landes vorgese­
hen sind und im Rahmen der Fortschreibung der Be­
wirtschaftungspläne bei neuen Erkenntnissen hin­
sichtlich der Bestandsentwicklung des Aals kann es 
zum Schutz des Aalbestandes sinnvoll und erforder­
lich sein, zeitlich oder räumlich begrenzte Maßnah­
men zum Schutz des Aalbestands zu treffen. 

Eine räumlich begrenzte Maßnahme kann dabei 
ein ganzes Aaleinzugsgebiet oder Teile davon betref­
fen. 

Beim Vorliegen der Voraussetzungen für zeitlich 
oder räumlich begrenzte Maßnahmen ist ein kurzfristi­
ges Handeln – ohne Durchführung eines Verfahrens 
zur Änderung dieser Verordnung – angezeigt. Die Vor­
schrift ermöglicht daher der zuständigen Behörde, 
kurzfristig räumlich und zeitlich befristete Maßnahmen 
anzuordnen.

Zur Durchsetzung der Regelungen sind entspre­
chende Bußgeldtatbestände einzuführen. 

Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 ver­
pflichtet die Mitgliedsstaaten zur Einführung entspre­
chender Kontrollregelungen und Sanktionen.

Zu § 13 (Ordnungswidrigkeiten):

Das hier vorgesehene Bußgeldhöchstmaß von 
10000 Euro wird für erforderlich gehalten, um auch 
schwerwiegende Verstöße mit Allgemeinschädlichkeit 
sachgerecht ahnden zu können.
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Zu § 14 (Übergangs- und Schlussbestimmungen):

Die Verwendung gummierter Kescher und einer 
Abhakmatte wird nach drei Jahren nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Pflicht. Dies ermöglicht dem Han­
del, entsprechende Angebote auszuweiten und auch 

sozial schwächeren Anglern, die Anschaffung lang­
fristig zu planen.

Die Artenschonzeit soll im Hinblick auf bereits exis­
tierende Planungen der Betroffenen erst im Oktober 
2019 erstmalig gelten.
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